VwV MiStra

Verwaltungsvorschrift
des Sachsischen des Sachsischen Staatsministeriums der Justiz
iiber Mitteilungen in Strafsachen
(VwV MiStra)

Vom 2. Dezember 2015

1.
Durchfiihrung der Mitteilungen

Fur die Mitteilung personenbezogener Daten von Amts wegen an &ffentliche Stellen fiir andere Zwecke als die des
Strafverfahrens, fiir die die Daten erhoben wurden, durch die Gerichte und Staatsanwaltschaften gilt die in der
Anlage beigefligte bundeseinheitliche Anordnung Uber Mitteilungen in Strafsachen (MiStra).

Il.
Inkrafttreten und AuBerkrafttreten

1. Diese Verwaltungsvorschrift trittam 1. Januar 2016 in Kraft.

2. Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift des Sachsischen Staatsministeriums der Justiz Giber
Mitteilungen in Strafsachen (MiStra) vom 19. Mai 2008 (SachsJMBI. S. 86), zuletzt enthalten in der
Verwaltungsvorschrift vom 10. Dezember 2013 (SachsABI. SDr. S. S 832), aufBer Kraft.

Dresden, den 2. Dezember 2015

Der Staatsminister der Justiz
Sebastian Gemkow

Anordnung
tber

Mitteilungen in Strafsachen
(MiStra)

in der ab dem 1. Januar 2016
geltenden Fassung
vom 1. August 2015
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Erster Teil
Allgemeine Vorschriften

1
Grundsatz

(1) In Strafsachen sind Gerichte und Staatsanwaltschaften nach der gesetzlichen Regelung im Zweiten Abschnitt
des EGGVG (§§ 12 ff.) zur Mitteilung personenbezogener Daten von Amts wegen an &ffentliche Stellen fiir andere
Zwecke als die des Strafverfahrens, fiir die die Daten erhoben worden sind, befugt. Verpflichtet sind sie zu
Mitteilungen nur, wenn dies im Folgenden angeordnet oder in besonderen Vorschriften bestimmt ist.

(2) Wichtige in besonderen Vorschriften enthaltene Mitteilungspflichten werden in dieser Verwaltungsvorschrift
neben den erst durch diese Verwaltungsvorschrift angeordneten Mitteilungspflichten wiedergegeben. Auf weitere
besondere Vorschriften (Mitteilungspflichten und -befugnisse) wird im Anhang hingewiesen.

(3) Darliber hinaus ist im Einzelfall eine Mitteilung auch dann zu machen, wenn sie weder in einer besonderen
Vorschrift noch im Folgenden vorgeschrieben, jedoch rechtlich zuldssig und wegen eines besonderen 6ffentlichen
Interesses unerlésslich ist, etwa in Fallen des § 17 EGGVG. Die Entscheidung treffen Richterinnen oder Richter,
Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte.

(4) Diese Verwaltungsvorschrift gilt nicht far Mitteilungen fir Zwecke des Verfahrens, in dem die Daten erhoben
worden sind, fir Mitteilungen an Privatpersonen sowie fiir Auskiinfte und Akteneinsicht auf Ersuchen. Die
Nummern 11, 32 und 34 bleiben unberiihrt.

2
Einschrankung vorgeschriebener Mitteilungspflichten

(1) Eine an sich vorgeschriebene Mitteilung unterbleibt im Einzelfall, wenn ihr eine besondere bundesrechtliche
Verwendungsregelung, insbesondere § 30 AO, § 78 SGB X, oder eine entsprechende landesrechtliche
Verwendungsregelung entgegensteht. In anderen als den in § 13 Abs. 1 EGGVG genannten Fallen unterbleibt eine
Mitteilung ferner, wenn im Einzelfall fiir die ibermittelnde Stelle offensichtlich ist, dass schutzwirdige Interessen
Betroffener an dem Ausschluss der Ubermittiung tiberwiegen (§ 13 Abs. 2 EGGVG). Gesetzlich besonders
geregelte Mitteilungspflichten und deren Einschrankungen bleiben von § 13 Abs. 2 EGGVG unberiihrt. SchlieBlich
unterbleibt eine Mitteilung, solange Zwecke des Strafverfahrens entgegenstehen.

(2) Die Entscheidung treffen Richterinnen oder Richter, Staatsanwéltinnen oder Staatsanwalte.

3
Auskunft an die und Unterrichtung der Betroffenen

(1) Die Voraussetzungen von Auskunft (auf Antrag) und Unterrichtung (von Amts wegen) der Betroffenen sind in

§ 21 EGGVG geregelt. Diesen ist grundsatzlich nur auf schriftlichen Antrag Auskunft iber Mitteilungen zu erteilen.
Die Unterrichtung von Amts wegen ist dann veranlasst, wenn von einer Mitteilung Betroffene nicht zugleich
Beschuldigte im Verfahren sind oder es sich um eine Mitteilung nach Nummer 1 Abs. 3 handelt.

(2) Auf die Beschréankungen in § 21 Abs. 3 und 4 EGGVG wird hingewiesen. Die Entscheidung, dass Auskunft oder
Unterrichtung unterbleiben, treffen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte.

(3) Die Form der Auskunftserteilung und Unterrichtung unterliegt pflichtgeméaBem Ermessen. Grundsatzlich
empfiehlt es sich, Betroffenen einen Abdruck der Mitteilung zu Gbersenden. Von der Beifligung der Schriftstiicke
(etwa Urteile), die Betroffenen schon Ubermittelt worden sind, kann abgesehen werden.

(4) Eine nach § 21 Abs. 4 EGGVG unterbliebene Unterrichtung ist nachzuholen, sobald die Beschrankungen
entfallen sind.

4
Mitteilungspflichtige Stellen und dort funktional zustandige Personen

(1) Mitteilungspflichtige Stelle ist, soweit nichts anderes bestimmt ist,

1. die Staatsanwaltschaft fir Mitteilungen bis zur Erhebung der 6ffentlichen Klage,
2. das Gericht fir Mitteilungen nach der Erhebung der 6ffentlichen Klage oder der Privatklage bis zur
Rechtskraft der Entscheidung,
3. die Vollstreckungsbehdrde fiir Mitteilungen nach der Rechtskraft der Entscheidung.
Die oberste Justizbehdrde kann, insbesondere aus Griinden der Verwaltungsvereinfachung, eine andere
Bestimmung treffen.

(2) Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte ordnen die Mitteilung in den Fallen an, in
denen dies ausdriicklich bestimmt ist oder in denen sie sich die Anordnung ausdricklich vorbehalten haben. Auch
in anderen Féllen kdnnen sie Mitteilungen anordnen. Amtsanwaltinnen und Amtsanwalte stehen im Rahmen ihrer
Zustandigkeit Staatsanwaltinnen und Staatsanwalten gleich.

(3) Im Ubrigen ordnen Mitteilungen an

1. bei der Staatsanwaltschaft von der Behdrdenleitung bestimmte Bedienstete,
2. bei dem Gericht Urkundsbeamtinnen oder Urkundsbeamte der Geschaftsstelle,
3. bei der Vollstreckungsbehérde Beamtinnen oder Beamte des gehobenen Justizdienstes,
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soweit vorgesetzte Stellen nichts anderes bestimmen. Die Durchfiihrung einer angeordneten Mitteilung kann einer
anderen Justizbehdrde lberlassen werden; die Verantwortung der anordnenden Stelle firr die Zulassigkeit der
Mitteilung bleibt unberihrt.

5
Kenntlichmachung der Mitteilungspflicht auf den Akten, Dokumentation der Mitteilung

(1) Die Mitteilungspflichten sind auf der Vorderseite der Akten in geeigneter Form kenntlich zu machen; dies gilt
nicht fiir die Mitteilungspflicht nach Nummer 11.

(2) Sind Mitteilungen gemacht, ist dies in geeigneter Form zu dokumentieren. In Betracht kommt z.B. ein Vermerk.
Ein Abdruck der Mitteilungen — ohne etwaige Anlagen — soll zur Dokumentation benutzt werden, wenn dies ohne
gréBeren Aufwand méglich ist.

(3) Liegen die Beschréankungen des § 21 Abs. 3 und 4 EGGVG vor, sind die Kenntlichmachung der
Mitteilungspflichten und die Dokumentation der Mitteilung in den Handakten oder in sonst geeigneter Weise
vorzunehmen.

6
Inhalt und Zeitpunkt der Mitteilungen

(1) Der Inhalt und der Zeitpunkt der Mitteilungen richten sich nach den besonderen Vorschriften. Neben den
mitzuteilenden Daten drfen weitere Daten unter den Voraussetzungen des § 18 Abs. 1 EGGVG tibermittelt
werden. Im Ubrigen gelten die folgenden Bestimmungen.

(2) Ist die Einleitung eines Verfahrens mitzuteilen, richtet sich der Inhalt der Mitteilung nach deren Zweck und den
Umstanden des Einzelfalles. Die Mitteilung unterbleibt, solange kein begriindeter Verdacht vorliegt.

(3) Ist der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls mitzuteilen, sind auch die Authebung
dieser Entscheidungen sowie die Aussetzung des Vollzuges mitzuteilen. Der Haft- oder der Unterbringungsbefehl
selbst werden grundsatzlich nicht ibermittelt. Soll der Erlass eines Haft- oder Unterbringungsbefehls vor dessen
Vollzug mitgeteilt werden, ist besonders zu priifen, ob Zwecke des Strafverfahrens dem entgegenstehen
(Nummer 2 Abs. 1 Satz 4).

(4) Ist die Erhebung der 6ffentlichen Klage mitzuteilen, sind die Anklageschrift, eine an ihre Stelle tretende
Antragsschrift nach § 414 Abs. 2 Satz 2 StPO, der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls, der Antrag auf
Entscheidung im beschleunigten Verfahren (§ 417 StPO) bzw. der Antrag im vereinfachten Jugendverfahren (§ 76
JGG) zu iibermitteln. Staatsanwaltinnen oder Staatsanwaélte kénnen im Einzelfall anordnen, dass die Ubermittlung
des wesentlichen Ergebnisses der Ermittlungen unterbleibt.

(5) Ist das Urteil mitzuteilen, sind die Urteilsformel und die Urteilsgriinde zu Ubermitteln. Richterinnen oder Richter,
Staatsanwaltinnen oder Staatsanwaélte kdnnen im Einzelfall anordnen, dass die Ubermittiung der Urteilsgriinde
unterbleibt. Mitzuteilen ist auch, ob und von wem ein Rechtsmittel gegen das Urteil eingelegt worden ist.

(6) Ist die rechtskraftige Entscheidung (Urteil, Strafbefehl, Gesamtstrafenbeschluss) mitzuteilen, ist auch
anzugeben, wann sie rechtskraftig geworden ist. Ist mit der rechtskraftigen Entscheidung ein Rechtsmittel
verworfen worden oder wird darin auf eine angefochtene Entscheidung Bezug genommen, ist auch die
angefochtene Entscheidung mitzuteilen; Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend.

(7) Ist der Ausgang des Verfahrens mitzuteilen, ist jede das Verfahren endglltig oder — auBer in den Fallen des

§ 153a StPO — vorlaufig abschlieBende Entscheidung mit Begriindung mitzuteilen, insbesondere die
Einstellungsverfligung (Ablehnung der Strafverfolgung) der Staatsanwaltschaft, der nicht mehr anfechtbare
Beschluss, der die Eréffnung des Hauptverfahrens ablehnt, die Einstellung des Verfahrens durch gerichtlichen
Beschluss und die rechtskraftige Entscheidung. Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte
kénnen im Einzelfall anordnen, dass die Ubermittiung der Begriindung unterbleibt.

7
Folgemitteilungen, Antrag auf gerichtliche Entscheidung

(1) Unter den Voraussetzungen des § 20 EGGVG sind Folgemitteilungen notwendig. Absatz 1 ordnet —
eingeschrankt durch Absatz 3 — Folgemitteilungen fir den Fall an, dass eine Mitteilung vor Beendigung des
Verfahrens ergangen, insbesondere eine Gbermittelte Entscheidung abge&ndert oder aufgehoben worden ist.
Absatz 2 Satz 1 regelt— wiederum eingeschrénkt durch Absatz 3 — die unverziigliche Berichtigung unrichtiger
Daten. Die Entscheidung darlber, dass eine Folgemitteilung nach § 20 Abs. 3 EGGVG unterbleibt, treffen
Richterinnen oder Richter, Staatsanwéltinnen oder Staatsanwalte.

(2) Senden Empfanger Unterlagen zuriick, weil sie fiir ihnre Zwecke nicht erforderlich sind, ist sicherzustellen, dass
sie keine Folgemitteilungen erhalten. Leiten Empfanger Unterlagen gemaB § 19 Abs. 2 Satz 3 EGGVG weiter, sind
Folgemitteilungen an die nach ihren Angaben tatséchlich zustandige Stelle zu machen.

(8) Wird ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt, ist der Empfénger zu unterrichten (§ 22 Abs. 2 Satz 1
EGGVG). Auf § 22 Abs. 2 Satz 2 EGGVG soll er hingewiesen werden.

8
Mitteilungen bei Tateinheit

Ist eine Mitteilung wegen der Art des verletzten Strafgesetzes vorgeschrieben, ist sie auch dann zu machen, wenn
die Straftat zugleich ein anderes Strafgesetz verletzt und die Strafe diesem entnommen werden muss oder
entnommen worden ist.

9
Form der Mitteilungen

(1) Soweit dies mdglich und nichts anderes vorgeschrieben ist, werden Mitteilungen durch Ubersendung einer
Mehrfertigung des mitzuteilenden Schriftstlicks bewirkt. Im Ubrigen wird die Form der Mitteilungen von der
Ubermittelnden Stelle nach pflichtgemé&Bem Ermessen bestimmt.
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(2) Ein automatisiertes Verfahren zur Durchfiihrung von Mitteilungen kann eingerichtet werden, wenn diese Form
der Datenlibermittlung — unter Berticksichtigung der schutzwirdigen Interessen der Betroffenen und der Aufgaben
der beteiligten Stellen — wegen der Vielzahl der Ubermittiungen oder aus anderen Griinden angemessen ist. Der
automatisierte Abruf durch die empfangenden Stellen ist unzuldssig. Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen,
die fir die GbermitteInde Stelle gelten, sind zu beachten.

(3) Mehrfertigungen sind nur zu beglaubigen, wenn dies besonders bestimmt ist.

(4) Soweit es nicht der Ubersendung einer Mehrfertigung bedarf, sollen Vordrucke oder Muster verwendet werden.
(5) Auf der Mitteilung wird vermerkt:

+(Absendende Stelle) ....

An

Mitteilung nach Nr. :
der Anordnung Uber Mitteilungen in Strafsachen.

Die Mitteilung darf nur im Rahmen der §§ 19 Abs. 1, 18 Abs. 1 Satz 2 EGGVG verwertet werden, es sei denn, dass
eine zweckandernde Nutzung ausdriicklich gesetzlich vorgesehen ist. Der Zweck ergibt sich aus der angegebenen
Bestimmung der MiStra. Sind die Gbermittelten Daten im Sinne von § 19 Abs. 2 Satz 1 EGGVG nicht erforderlich, ist
nach § 19 Abs. 2 Satz 2 EGGVG zu verfahren.”

Die §§ 18, 19 EGGVG sowie die einschlagige Bestimmung des zweiten Teils dieser Verwaltungsvorschrift sind der
Mitteilung im Wortlaut beizufligen, wenn die Kenntnis der empfangenden Stelle nicht vorausgesetzt werden kann.

(6) Die Mitteilung wird — sofern kein automatisiertes Verfahren Anwendung findet — verschlossen tbersandt.

10
Mitteilungsweg

(1) Die Mitteilungen werden vorbehaltlich besonderer Vorschriften der empfangenden Stelle unmittelbar Gbersandt.
Berichtspflichten bleiben unberihrt.

(2) Soweit dies nach der Art der zu Gbermittelnden Daten und der Organisation der empfangenden Stelle
veranlasst oder im Folgenden ausdriicklich angeordnet ist, trifft die Gbermittelnde Stelle angemessene
Vorkehrungen, um sicherzustellen, dass Mitteilungen unmittelbar die bei der empfangenden Stelle funktionell
zustédndigen Bediensteten erreichen.

Zweiter Teil
Die einzelnen Mitteilungspflichten

1. Abschnitt
Allgemeine Mitteilungspflichten

11
Mitteilungen an die Polizei
§ 482 StPO

(1) Die Staatsanwaltschaft teilt der Polizeibehérde, die mit dem Verfahren befasst war, ihr Aktenzeichen mit.

(2) Die Staatsanwaltschaft teilt der Polizeibehdrde, die mitdem Verfahren befasst war, den Ausgang des
Verfahrens mit.

(3) Die Mitteilung nach Absatz 2 erfolgt

1. in den Féllen des § 20 Abs. 1 Satz 1 BZRG durch Ubersendung einer Mehrfertigung der Mitteilung an das
Bundeszentralregister,
2. im Ubrigen grundsatzlich nur durch Ubermittiung der Entscheidungsformel (Tenor), der entscheidenden

Stelle sowie des Datums und der Art der Entscheidung (Urteil, Beschluss, EntschlieBung der
Staatsanwaltschaft).
Eine Mehrfertigung des Urteils (ggf. auch der nach § 267 Abs. 1 Satz 3, Abs. 4 Satz 1 StPO in Bezug genommenen
Abbildungen und Schriftstiicke) oder einer mit Griinden versehenen Einstellungsentscheidung kann auf Ersuchen
der befassten Polizeibehérde tibersandt werden.

(4) Die Mitteilung des Verfahrensausgangs von Amts wegen unterbleibt in Verfahren gegen Unbekannt sowie bei
Verkehrsstrafsachen, soweit sie nicht unter die §§ 142, 315 bis 315c StGB fallen. Die Befugnis zur Erteilung von
Auskiinften oder der Gewahrung von Akteneinsicht auf Ersuchen bleibt hiervon unberiihrt.

12
Mitteilungen zum Wéhlerverzeichnis
§ 13 Abs. 1 Nr. 5 EGGVG

(1) In Strafsachen gegen deutsche Staatsangehdérige sowie gegen Staatsangehdérige der Gbrigen Mitgliedstaaten
der Européischen Gemeinschaft (Unionsbdirger), die in der Bundesrepublik Deutschland eine Wohnung innehaben
oder sich sonst gewéhnlich aufhalten, ist der zustdndigen Verwaltungsbehérde die Tatsache der rechtskraftigen
Verurteilung (ohne Angabe der rechtlichen Bezeichnung der Tat und ohne Angabe der angewendeten
Strafvorschriften) mitzuteilen, wenn
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1. wegen eines Verbrechens auf eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr erkannt worden ist,
2. die Fahigkeit aberkannt worden ist, 8ffentliche Amter zu bekleiden oder Rechte aus 6ffentlichen Wahlen
zu erlangen, oder
3. das Recht aberkannt worden ist, in 6ffentlichen Angelegenheiten zu wéahlen oder zu stimmen.
In den Fallen der Ziffern 2 und 3 ist auch die Zeit mitzuteilen, flir die die Aberkennung wirksam ist.
(2) Der zustandigen Verwaltungsbehorde ist eine Mitteilung zu machen, wenn jemand nach § 63 in Verbindung mit

§ 20 StGB in einem psychiatrischen Krankenhaus untergebracht wird. In diesen Féllen ist auch die Entlassung
mitzuteilen.

(3) Die Mitteilungen sind der Verwaltungsbehérde zu machen, in deren Bezirk die Verurteilte oder der Verurteilte
die Wohnung, bei mehreren Wohnungen die Hauptwohnung innehat. Haben Verurteilte keine Wohnung im Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland oder I&sst sich eine solche Wohnung nicht feststellen, so sind die Mitteilungen an
die Verwaltungsbehdérde zu machen, in deren Bezirk die Verurteilte oder der Verurteilte die letzte Wohnung, bei
mehreren Wohnungen die letzte Hauptwohnung gehabt hat.

(4) In den Fallen des Absatz 1 sind auch der Tag des Ablaufs des Verlustes der Amisfahigkeit, der Wahlbarkeit und
des Wahl- und Stimmrechts sowie die Wiederverleihung dieser Fahigkeiten und Rechte mitzuteilen. Die Mitteilung
istan den Empfénger der Erstmitteilung und in den Fallen, in denen eine neue Wohnung aktenkundig ist, an die
nunmehr zustdndige Verwaltungsbehdrde zu richten.

13
Bewéahrungs- und Fihrungsaufsichtsfélle
§ 479 Abs. 2 Nr. 3 StPO

(1) Ist durch eine Entscheidung des Gerichts oder durch eine Gnadenentscheidung
die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder des Restes einer Freiheitsstrafe,
die Vollstreckung oder weitere Vollstreckung einer Unterbringung,

ein Berufsverbot,

die Vollstreckung einer Jugendstrafe oder des Restes einer Jugendstrafe,

I

die Vollstreckung eines Strafarrestes oder des Restes eines Strafarrestes zur Bewahrung ausgesetzt oder

6. die Strafe oder der Strafarrest nach Ablauf der Bew&hrungszeit erlassen
worden, ist dem Gericht oder der Gnadenbehdrde Mitteilung zu machen, sobald Umstédnde bekannt werden, die zu
einem Widerruf der Aussetzung oder des Straferlasses oder des Erlasses des Strafarrestes fiihren kénnen.

(2) Ist durch die Entscheidung eines Gerichts oder kraft Gesetzes Fihrungsaufsicht eingetreten, so ist dem Gericht
sowie der Fiihrungsaufsichtsstelle Mitteilung zu machen, sobald Umstédnde bekannt werden, die zu nachtréglichen
Entscheidungen flihren kdnnen.

(3) Ist die Verurteilung zu einer Geldstrafe vorbehalten oder die Entscheidung lber die Verhdngung einer
Jugendstrafe ausgesetzt worden, ist dem Gericht Mitteilung zu machen, sobald Umstédnde bekannt werden, die zur
Verurteilung zu der vorbehaltenen Strafe oder zur Verhdngung einer Jugendstrafe flihren kénnen.

(4) Ist Bewahrungs- oder Filhrungsaufsicht angeordnet, ist die Mitteilung in zwei Stlicken zu machen.

14
Ermittlungen tliber einen Todesfall
§ 13 Abs. 1 Nr. 1 EGGVG

(1) Werden in einem Strafverfahren amtliche Ermittlungen Giber den Tod einer Person durchgeflhrt, istdem
Standesamt (§ 28 i.V.m. § 30 Abs. 3 PStG), in dessen Bezirk die Person gestorben ist, Mitteilung zu machen, wenn

das Gericht oder die Staatsanwaltschatt hierfiir zustandig ist. !
(2) In der Mitteilung sollen nach Méglichkeit angegeben werden

1. die Vornamen und der Familienname der verstorbenen Person, ihr Beruf und Wohnort sowie Ort und Tag
der Geburt,
2. die Vornamen und der Familienname des Ehegatten bzw. der Ehegattin oder des eingetragenen

Lebenspartners bzw. der eingetragenen Lebenspartnerin oder die Tatsache, dass die verstorbene Person
nicht verheiratet oder verpartnert war,

3. Ort, Tag und Stunde des Todes.

(3) Ist der Sterbeort nicht festzustellen, ist die Mitteilung an das Standesamt zu richten, in dessen Bezirk die Leiche
gefunden worden ist.

2. Abschnitt
Mitteilungen liber Personen, die einer Dienst-, Staats-, Standesaufsicht oder berufsrechtlichen
Aufsicht unterliegen

15
Strafsachen gegen Personen in einem Beamten- oder Richterverhiltnis
§ 115 BBG, § 49 BeamtStG, §§ 46, 71 DRiG

(1) In Strafsachen gegen Personen, die in einem Beamten- oder Richterverhaltnis stehen, sind mitzuteilen

der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,
die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift,
der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und

H> w0 p o~

die einen Rechtszug abschlieBende Entscheidung mit Begriindung sowie ggf. mit dem Hinweis, dass ein
Rechtsmittel eingelegt worden ist.

(2) Absatz 1 giltin Verfahren wegen Privatklagedelikten nur, wenn die Staatsanwaltschaft das 6ffentliche Interesse
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an der Strafverfolgung bejaht hat; Nummer 29 bleibt unberihrt. In Verfahren wegen fahrlassig begangener
Straftaten sind Mitteilungen nach Absatz 1 Ziff. 2 bis 4 nur zu machen, wenn

1. es sich um schwere VerstdBe, namentlich Vergehen der Trunkenheit im StraBenverkehr oder der
fahrldssigen Tétung, handelt oder
2. in sonstigen Fallen die Kenntnis der Daten auf Grund der Umstande des Einzelfalles erforderlich ist, um zu
prifen, ob dienstrechtliche MaBnahmen zu ergreifen sind.
(3) Entscheidungen lber Verfahrenseinstellungen, die nicht bereits nach Absatz 1 oder 2 zu Gbermitteln sind,
sollen Ubermittelt werden, wenn die in Absatz 2 Ziff. 2 genannten Voraussetzungen erfiillt sind. Dabei ist zu
beriicksichtigen, wie gesichert die zu Gbermittelnden Erkenntnisse sind. Ubermittelt werden sollen insbesondere
Einstellungsentscheidungen gem. § 170 Abs. 2 StPO, die Feststellungen zu einer Schuldunf&higkeit nach § 20
StGB enthalten. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.

(4) Ubermittiungen nach den Absétzen 1 bis 3 sind auch zuldssig, soweit sie Daten betreffen, die dem
Steuergeheimnis (§ 30 AO) unterliegen.

(5) Die Mitteilungen sind an die zustandigen Dienstvorgesetzten oder deren Vertretung im Amt zu richten und als
,Vertrauliche Personalsache” zu kennzeichnen.

16
Strafsachen gegen Personen in einem Arbeithehmer- oder sonstigen Beschéftigungsverhéltnis im
offentlichen Dienst
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 EGGVG

(1) In Strafsachen gegen Personen, die in einem privatrechtlichen Arbeitnehmer- oder Ausbildungsverhéltnis zum
Bund, einem Land, einer Gemeinde, einem Gemeindeverband oder einer anderen Kdrperschaft, Anstalt oder
Stiftung des 6ffentlichen Rechts stehen, sind, soweit es um den Vorwurf eines Verbrechens geht, mitzuteilen

der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,

die Erhebung der &ffentlichen Klage,

die Urteile,

Lo

der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 bis 3 zu machen war.

(2) Entsprechend istin Strafsachen wegen eines Vergehens zu verfahren, wenn der Tatvorwurf auf eine Verletzung
von Pflichten schlieBen I&sst, die bei der Ausiibung des Dienstes bzw. des Berufes zu beachten sind, oder er in
anderer Weise geeignet ist, Zweifel an der Eignung, Zuverlassigkeit oder Befahigung hervorzurufen.

(3) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlassig begangener Straftaten und in sonstigen Verfahren bei
Verurteilung zu einer anderen MaBnahme als einer Strafe oder einer MaBnahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8
StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere Umstédnde des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist
insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlassigkeit oder
Eignung flr die gerade ausgelibte berufliche Tatigkeit hervorzurufen. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder
Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an. Die Satze 1 bis 3 gelten nicht bei Straftaten, durch die der Tod
eines Menschen verursacht worden ist, und bei gefahrlicher Kérperverletzung.

(4) In Strafsachen gegen Personen, die in einem &ffentlich-rechtlichen Beschéftigungsverhaltnis stehen, das nicht
unter Nummer 15 fallt, ist diese Bestimmung dann anzuwenden, wenn fiir das Rechtsverhéltnis im Gesetz auf die
Regelungen des Beamtenrechts verwiesen wird. Ist dies nicht der Fall, ist nach den Abséatzen 1 bis 3 zu verfahren.

(5) Die Mitteilungen sind an die Leitung der Behdrde oder Beschaftigungsstelle oder die Vertretung im Amt zu
richten und als ,Vertrauliche Personalsache” zu kennzeichnen.

17
Strafsachen gegen ehrenamtliche Richterinnen und Richter
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 EGGVG

(1) In Strafsachen gegen ehrenamtliche Richterinnen und Richter aller Zweige der Gerichtsbarkeit sind
rechtskraftige Entscheidungen mitzuteilen, die den Verlust der Fahigkeit, 6ffentliche Amter zu bekleiden, zur Folge
haben oder in denen wegen einer vorsétzlichen Tat eine Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten festgesetzt
worden ist.

(2) Dartber hinaus sind in Strafsachen wegen einer Tat, die den Verlust der Fahigkeit zur Bekleidung &ffentlicher
Amter zur Folge haben kann, mitzuteilen:

1. bei Schéffinnen und Schoéffen, Jugendschoéffinnen und Jugendschéffen sowie ehrenamtlichen
Richterinnen und Richtern in Handels- und Landwirtschaftssachen die Einleitung des
Ermittlungsverfahrens und der Ausgang des Verfahrens,

2. bei den ubrigen ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern die Erhebung der 6ffentlichen Klage und der
Ausgang des Verfahrens.
(3) Bei ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern der Finanzgerichtsbarkeit sind ferner alle rechtskréaftigen
Verurteilungen wegen einer Steuer- oder Monopolstraftat mitzuteilen.

(4) Die Mitteilungen sind an die Prasidentin oder den Prasidenten oder an die Direktorin oder den Direktor des
Gerichts, bei dem die ehrenamtliche Richterin oder der ehrenamtliche Richter tatig ist oder tatig werden soll, zu
richten. Bei ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern an einem Arbeitsgericht oder Landesarbeitsgericht sind die
Mitteilungen an die oberste Arbeitsbehdrde des Landes 2 , bei ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern am
Bundesarbeitsgericht an das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales zu richten. Sie sind als ,Vertrauliche
Personalsache” zu kennzeichnen.

18
Strafsachen gegen Versorgungsberechtigte
§ 13 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 6, Abs. 2 EGGVG

(1) In Strafsachen gegen Personen, denen aufgrund friiherer Dienstverhaltnisse als Richterinnen oder Richter,
Beamtinnen oder Beamte, Soldatinnen oder Soldaten Anspriiche auf Versorgungsbeziige zustehen oder
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Versorgungsleistungen gewéahrt werden, sind mitzuteilen

1. der fUr die Festsetzung der Versorgungsbeziige zustandigen Behérde das rechtskréaftige Urteil, wenn
a) wegen einer vor Beendigung des Amts- oder Dienstverhéltnisses begangenen vorsétzlichen Tat
aa) eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verhangt,
bb) eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten — bei Soldatinnen und Soldaten eine
Freiheitsstrafe in beliebiger H6he — nach den Vorschriften Giber Friedensverrat, Hochverrat,
Gefahrdung des demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefahrdung der
auBeren Sicherheit verhangt,
cc) die Fahigkeit zur Bekleidung offentlicher Amter aberkannt oder
dd) nur bei Soldatinnen und Soldaten — eine MaBregel der Besserung und Sicherung nach
§§ 64, 66 StGB angeordnet
worden ist oder
b) wegen einer nach Beendigung des Amts- oder Dienstverhéltnisses begangenen vorsatzlichen Tat
aa) eine Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder
bb) eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten nach den Vorschriften Giber

Friedensverrat, Hochverrat, Gefahrdung des demokratischen Rechtsstaates oder
Landesverrat und Gefahrdung der auBeren Sicherheit

verhangt worden ist,

2. der nach §§ 17,84 BDG oder den entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften 3 oder der nach der
WDO zustandigen Einleitungsbehdérde, wenn die Tat vor Beendigung des Amts- oder Dienstverhéltnisses
begangen wurde oder wenn bei einer nach diesem Zeitpunkt begangenen Tat die besonderen
Voraussetzungen gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b BDG i.V.m. § 77 Abs. 2 BBG oder den
entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften oder gem. § 1 Abs. 2 Satz2 WDO i.V.m. § 23 Abs. 2 SG
vorliegen:

a) die Erhebung der 6ffentlichen Klage,

b) die Urteile,

9] der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach Buchstabe a oder b zu machen war.
Nummer 15 Abs. 2 giltin diesen Fallen entsprechend.
(2) In Strafsachen gegen Personen, denen aufgrund einer fritheren Téatigkeit in einem privatrechtlichen
Arbeitnehmerverhaltnis im 6ffentlichen Dienst oder als Hinterbliebene einer solchen Person gegen eine
Zusatzversorgungseinrichtung des 6ffentlichen Dienstes Anspriiche auf Betriebsrenten aufgrund einer
Pflichtversicherung oder Besitzstandsrenten zustehen, sind der fur die Festsetzung der Leistungen zustandigen
Stelle rechtskraftige Urteile mitzuteilen, wenn:

1. wegen einer vorsatzlichen Tat eine Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder

2. wegen einer vorsétzlichen Tat, die nach den Vorschriften Gber Friedensverrat, Hochverrat, Gefdéhrdung
des demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefahrdung der auBeren Sicherheit strafbar ist,
eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten

verh@ngt worden ist.
(3) In Strafsachen gegen sonstige Personen, denen gegen eine 6ffentliche Kasse Anspriiche auf Leistungen mit

Versorgungscharakter zustehen oder denen solche Leistungen gewahrt werden, sind der fir die Festsetzung der
Leistungen zustandigen Stelle rechtskraftige Urteile mitzuteilen, in denen wegen einer vorsatzlichen Tat, die

1. vor Beendigung des Amts- oder Dienstverhaltnisses begangen wurde, eine Freiheitsstrafe von
mindestens einem Jahr verhangt oder die Fahigkeit zur Bekleidung 6ffentlicher Amter aberkannt worden
ist,

2. nach Beendigung des Amts- oder Dienstverhéltnisses begangen wurde, eine Freiheitsstrafe von

mindestens zwei Jahren verhangt worden ist oder

3. die nach den Vorschriften Gber Friedensverrat, Hochverrat, Gefahrdung des demokratischen
Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefahrdung der &uBeren Sicherheit strafbar ist, eine Freiheitsstrafe
von mindestens sechs Monaten verhangt worden ist.

(4) In Strafsachen gegen Hinterbliebene von Personen im Sinne der Absatze 1 und 3, die Anspruch auf
Versorgungsbeziige haben oder Versorgungsleistungen erhalten, sind der fir die Festsetzung der
Versorgungsbeziige zustandigen Stelle rechtskraftige Urteile mitzuteilen, wenn:

1. wegen eines Verbrechens eine Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder

2. wegen einer vorsétzlichen Tat, die nach den Vorschriften Gber Friedensverrat, Hochverrat, Gefdéhrdung
des demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefahrdung der aufBeren Sicherheit strafbar ist,
eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten

verh@ngt worden ist.

19
Strafsachen gegen Soldatinnen und Soldaten
§ 89 Abs. 1 und 3 SG, § 115 BBG

(1) In Strafsachen gegen Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr sind mitzuteilen

der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,
die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift,
der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und

PN~

die einen Rechtszug abschlieBende Entscheidung mit Begriindung sowie ggf. mit dem Hinweis, dass ein
Rechtsmittel eingelegt worden ist.

Endet das Wehrdienstverhiltnis nach der Ubermittlung einer Mitteilung, so ist der Empfanger vom Ausgang des
Verfahrens nach § 20 Abs. 1 EGGVG zu unterrichten, soweit er hierauf nicht verzichtet hat.
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(2) Absatz 1 giltin Verfahren wegen Privatklagedelikten nur, wenn die Staatsanwaltschaft das 6ffentliche Interesse
an der Strafverfolgung bejaht hat; Nummer 29 bleibt unberihrt. In Verfahren wegen fahrlassig begangener
Straftaten sind Mitteilungen nach Absatz 1 Ziff. 2 bis 4 nur zu machen, wenn

1. es sich um schwere VerstdBe, namentlich Vergehen der Trunkenheit im StraBenverkehr oder der
fahrlassigen Tétung, handelt oder

2. in sonstigen Fallen die Kenntnis der Daten aufgrund der Umsténde des Einzelfalles erforderlich ist, um zu
prifen, ob dienstrechtliche MaBnahmen zu ergreifen sind.
(3) Entscheidungen Uber Verfahrenseinstellungen, die nicht bereits nach Absatz 1 oder 2 zu Gbermitteln sind,
sollen Gibermittelt werden, wenn die in Absatz 2 Ziff. 2 genannten Voraussetzungen erfillt sind. Dabei ist zu
beriicksichtigen, wie gesichert die zu tibermitteInden Erkenntnisse sind. Ubermittelt werden sollen insbesondere
Einstellungsentscheidungen gem. § 170 Abs. 2 StPO, die Feststellungen zu einer Schuldunfahigkeit nach § 20
StGB enthalten. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.

(4) Ubermittlungen nach den Absétzen 1 bis 3 sind auch zulassig, soweit sie Daten betreffen, die dem
Steuergeheimnis (§ 30 AO) unterliegen.

(5) Mitteilungen sind zu richten

1. bei Erlass und Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls schriftlich an die nachsten
Disziplinarvorgesetzten oder deren Vertretung im Amt,

2. in allen Gbrigen Fallen zum Zwecke der Weiterleitung an die zustandige Stelle an das Kommando
Territoriale Aufgaben der Bundeswehr (Kurt-Schumacher-Damm 41, 13405 Berlin).

Die Mitteilungen sind als ,Vertrauliche Personalsache” zu kennzeichnen. Im Falle der Ziffer 2 sind nur die
Personendaten der Soldatinnen oder Soldaten, die zur Ermittlung der zustandigen Stelle erforderlich sind (Name,
Geburtsname, Vorname, Geburtsdatum, Dienstgrad, Truppenteil oder Dienststelle sowie Standort), dem
Kommando Territoriale Aufgaben der Bundeswehr mitzuteilen. Die Gbrigen Daten sind zur Weiterleitung in einem
verschlossenen Umschlag zu Gbermitteln. Ist das Wehrdienstverhaltnis zwischenzeitlich beendet, soll neben den
bekannten, zuletzt gliltigen Personendaten auch die bekannte Anschrift der entlassenen Soldatinnen oder
Soldaten mitgeteilt werden.

20
Strafsachen gegen Soldatinnen und Soldaten im Ruhestand, friihere Berufssoldatinnen und
Berufssoldaten und frithere Soldatinnen und Soldaten auf Zeit
§ 89 Abs. 2 SG

(1) In Strafsachen gegen Berufsoffiziere und -unteroffiziere im Ruhestand, friihere Berufsoffiziere und -unteroffiziere
und friihere Offiziere und Unteroffiziere auf Zeit sind mitzuteilen

1. die Erhebung der 6ffentlichen Klage,

2. die Urteile,

3. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 oder 2 zu machen war, wenn der
Tatvorwurf

a) die §§ 80 bis 100a, 105, 106, 129, 129a StGB oder § 20 VereinsG betrifft und die Tat eine
Betatigung gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes
zum Ziel hatte oder

b) auf unwirdiges Verhalten im Sinne des § 23 Abs. 2 Nr. 2 SG schlieBen lasst

und nicht erkennbar ist, dass schutzwiirdige Interessen der Betroffenen an dem Ausschluss der Ubermittlung
Uberwiegen. In Privatklageverfahren und in Verfahren wegen fahrlassig begangener Straftaten sind Mitteilungen
nach dieser Bestimmung nicht zu machen.

(2) Die Mitteilungen sind zum Zwecke der Weiterleitung an die zustandige Stelle an das Kommando Territoriale
Aufgaben der Bundeswehr (Kurt-Schumacher-Damm 41, 13405 Berlin) zu richten und als ,Vertrauliche
Personalsache” zu kennzeichnen. Es sind nur die Personendaten der Beschuldigten mitzuteilen, die fir die
Ermittlung der zustandigen Stelle erforderlich sind. Hierzu sollen Name, Geburtsname, Vorname, Geburtsdatum,
der friihere Dienstgrad und die Anschrift der Beschuldigten angegeben werden. Die Gibrigen Daten sind dem
Kommando Territoriale Aufgaben der Bundeswehr in einem verschlossenen Umschlag zu tGbermitteln.

(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwéltinnen oder Staatsanwélte an.

21
Strafsachen gegen Zivildienstleistende
§ 45a ZDG, § 115 BBG

(1) In Strafsachen gegen Zivildienstleistende sind mitzuteilen

der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,
die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift,
der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und

AL o=

die einen Rechtszug abschlieBende Entscheidung mit Begriindung sowie ggf. mit dem Hinweis, dass ein
Rechtsmittel eingelegt worden ist.

Endet das Zivildienstverhaltnis nach Ubermittlung einer Mitteilung, ist der Empfanger tiber den Ausgang des
Verfahrens nach § 20 Abs. 1 EGGVG zu unterrichten, soweit er hierauf nicht verzichtet hat.

(2) Absatz 1 giltin Verfahren wegen Privatklagedelikten nur, wenn die Staatsanwaltschaft das 6ffentliche Interesse
an der Strafverfolgung bejaht hat; Nummer 29 bleibt unberiihrt. In Verfahren wegen fahrlassig begangener
Straftaten sind Mitteilungen nach Absatz 1 Ziff. 2 bis 4 nur zu machen, wenn

1. es sich um schwere VerstdBe, namentlich Vergehen der Trunkenheit im StraBenverkehr oder der
fahrlassigen Tétung, handelt oder

2. in sonstigen Fallen die Kenntnis der Daten aufgrund der Umsténde des Einzelfalles erforderlich ist, um zu
prifen, ob dienstrechtliche MaBnahmen zu ergreifen sind.

(3) Entscheidungen Ulber Verfahrenseinstellungen, die nicht bereits nach Absatz 1 oder 2 zu Gibermitteln sind,
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sollen Ubermittelt werden, wenn die in Absatz 2 Ziff. 2 genannten Voraussetzungen erfillt sind. Dabei ist zu
beriicksichtigen, wie gesichert die zu iibermitteInden Erkenntnisse sind. Ubermittelt werden sollen insbesondere
Einstellungsentscheidungen gem. § 170 Abs. 2 StPO, die Feststellungen zu einer Schuldunf&higkeit nach § 20
StGB enthalten. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.

(4) Ubermittiungen nach den Absétzen 1 bis 3 sind auch zuléssig, soweit sie Daten betreffen, die dem
Steuergeheimnis (§ 30 AO) unterliegen.

(5) Die Mitteilungen sind an das

Bundesamt fiir Familie und
zivilgesellschaftliche Aufgaben
50964 Koln
Telefon: 0221 3673-0

zu richten und als ,Vertrauliche Personalsache” zu kennzeichnen.

22
Strafsachen gegen Geistliche und Beamtinnen und Beamte 6ffentlich-rechtlicher
Religionsgesellschaften
§ 12 Abs. 2, § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 4 und 6, Abs. 2 EGGVG

(1) Mitteilungen an Stellen der 6ffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften sind nur zulé@ssig, sofern sichergestellt
ist, dass bei dem Empfanger ausreichende DatenschutzmaBnahmen getroffen sind.

(2) In Strafsachen gegen Geistliche einer Kirche oder gegen Personen, die ein entsprechendes Amt bei einer
anderen offentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft bekleiden, sowie gegen Beamtinnen und Beamte einer Kirche
oder einer Religionsgesellschaft sind mitzuteilen

1 der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,

2. die Erhebung der 6ffentlichen Klage,

3 die Urteile,

4. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 bis 3 zu machen war.

(3) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlassig begangener Straftaten und in sonstigen Verfahren bei
Verurteilung zu einer anderen MaBnahme als einer Strafe oder einer MaBnahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8
StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere Umstédnde des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist
insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlassigkeit oder
Eignung flr die gerade ausgelibte berufliche oder ehrenamtliche Tatigkeit hervorzurufen. Die Mitteilung ordnen
Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwélte an. Die Satze 1 bis 3 gelten nicht bei Straftaten,
durch die der Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei geféhrlicher Kérperverletzung.

(4) Entscheidungen Uber Verfahrenseinstellungen, die nicht bereits nach den Absétzen 2 und 3 zu tbermitteln
sind, sollen nur Gbermittelt werden, wenn die Kenntnis der Daten aufgrund der Umstande des Einzelfalles
erforderlich ist, um zu priifen, ob disziplinarrechtliche MaBnahmen zu ergreifen sind. Dabei ist zu berlcksichtigen,
wie gesichert die zu tibermittelnden Erkenntnisse sind. Ubermittelt werden sollen insbesondere
Einstellungsentscheidungen nach § 170 Abs. 2 StPO, wenn sie Feststellungen zu einer Schuldunfahigkeit nach

§ 20 StGB enthalten. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwéltinnen oder Staatsanwalte an.

(5) Fur die in Absatz 2 genannten Personen gelten, wenn sie sich im Ruhestand befinden, die Absétze 2 bis 4
entsprechend.

(6) Die Mitteilungen sind an die jeweils zustédndige Oberbehérde der 6ffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft zu
richten und als ,Vertrauliche Personalsache” zu kennzeichnen.

23
Strafsachen gegen Notarinnen, Notare und Angehdrige der rechtsberatenden Berufe
§ 13 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 EGGVG, § 64a Abs. 2 BNotO, § 36 Abs. 2 BRAO
auch i.V.m. § 207 Abs. 2 Satz 1, § 209 Abs. 1 Satz 3, § 59m Abs. 2 BRAO, § 4 Abs. 1 EURAG, § 34
Abs. 2 PAO auch i.V.m. § 154b Abs. 2, § 52m Abs. 2 PAO, § 18 Abs. 1 RDG

(1) In Strafsachen gegen

- Notarinnen, Notare, Notarassessorinnen und Notarassessoren,

- Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte, einschlieBlich der niedergelassenen europdischen
Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte i.S.v. § 2 EURAG, der dienstleistenden europaischen
Rechtsanwaéltinnen und Rechtsanwalte i.S.v. § 25 EURAG und der niedergelassenen ausléndischen
Anwaltinnen und Anwalte i.S.v. § 206 BRAO,

- Patentanwéltinnen und Patentanwalte, einschlieBlich der ausléandischen Mitglieder der
Patentanwaltskammer i.S.v. § 154a PatAnwO,

- Geschaftsfiihrerinnen und Geschaftsfiihrer einer Rechtsanwaltsgesellschaft oder
Patentanwaltsgesellschaft mit beschrankter Haftung,

- registrierte Rechtsdienstleisterinnen und Rechtsdienstleister, Rechtsbeistdnde, Prozessagentinnen und
Prozessagenten

sind mitzuteilen

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,

N

Entscheidungen, durch die ein vorlaufiges Berufsverbot angeordnet oder ein solches aufgehoben worden
ist,

die Erhebung der éffentlichen Klage,
die Urteile,

o hw

der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 bis 4 zu machen war.

(2) In besonderen Fallen, namentlich in Verfahren, die die pflichtwidrige Verwendung von Mandantengeldern,
einen Parteiverrat, einen Betrug, eine Urkundenfélschung, die unterlassene Herausgabe von Behdrdenakten oder
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einen sonstigen Vorwurf, der zu einem Berufs- oder Vertretungsverbot oder einer Amtsenthebung filhren kann, zum
Gegenstand haben, oder wenn im Verfahren Feststellungen zu einer Schuldunféhigkeit nach § 20 StGB getroffen
werden, sind auch die Einleitung sowie der Ausgang des Ermittlungsverfahrens mitzuteilen.

(3) In Privatklageverfahren und in Verfahren wegen fahrlassig begangener Straftaten unterbleibt die Mitteilung,
wenn nicht besondere Umsténde des Einzelfalles sie erfordern. Sie istinsbesondere erforderlich, wenn die Tat
bereits ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlassigkeit oder Eignung fur die gerade ausgetbte berufliche
Tatigkeit hervorzurufen. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwéltinnen oder Staatsanwélte
an. Die Satze 1 bis 3 gelten nicht bei Straftaten, durch die der Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei
geféhrlicher Kérperverletzung.

(4) Die Mitteilungen sind zu richten

1.

bei Notarinnen, Notaren, Notarassessorinnen und Notarassessoren:
an die Landesjustizverwaltung, die Prasidentin oder den Prasidenten des Oberlandesgerichts, des
Landgerichts und der Notarkammer;

bei Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwélten beim Bundesgerichtshof:
an das Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz, die Generalbundesanwaltin oder den
Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof und die Rechtsanwaltskammer beim Bundesgerichtshof;

bei den ubrigen Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwélten gemaB Absatz 1 sowie bei Rechtsbeistdnden,
die Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer sind:
an die Generalstaatsanwaltschaft und die Rechtsanwaltskammer;

bei nichtanwaltlichen und nichtpatentanwaltlichen Geschéftsflihrerinnen und Geschaftsfiihrern einer
Rechtsanwaltsgesellschaft mit beschrénkter Haftung an die gemaB §§ 120, 119 Abs. 2, § 60 Abs. 1 Satz 2
BRAO zustandige Generalstaatsanwaltschaft und die geméans § 60 Abs. 1 Satz 2 BRAO zustandige
Rechtsanwaltskammer (§§ 74, 113, 115c und 120 BRAO);

bei nichtanwaltlichen und nichtpatentanwaltlichen Geschéaftsfiihrerinnen und Geschéaftsfiihrern einer
Patentanwaltsgesellschaft mit beschrankter Haftung an die Generalstaatsanwaltschaft Miinchen (§§ 86,
104, 105 PAO) und die Patentanwaltskammer (§§ 53, 58, 70, 95, 97a PAO);

bei Patentanwaltinnen und Patentanwélten — auch als Geschéftsflihrerinnen oder Geschéftsfiihrer einer
Patentanwaltsgesellschaft mit beschrankter Haftung — an die Prasidentin oder den Prasidenten des
Deutschen Patent- und Markenamtes, die Generalstaatsanwaltschaft Miinchen und die
Patentanwaltskammer (§§ 53, 58, 70, 86, 95, 97a, 104, 105 PAO);

Geschaftsflhrer einer Rechtsanwaltsgesellschaft mit beschrénkter Haftung zusétzlich an die geman

§§ 120, 119 Abs. 2, § 60 Abs. 1 Satz 2 BRAO zustédndige Generalstaatsanwaltschaft und die gemaB § 60
Abs. 1 Satz 2 BRAO zustandige Rechtsanwaltskammer (§§ 74, 113, 115¢, 120 BRAO);

bei den in Ziffern 3 und 5 genannten Angehdrigen rechtsberatender Berufe, die Gesellschafterinnen oder
Gesellschafter, Geschéaftsflihrerinnen oder Geschéftsfihrer, Prokuristinnen oder Prokuristen oder
Handlungsbevollméchtigte zum gesamten Geschaftsbetrieb einer Rechtsanwaltsgesellschaft mit
beschrankter Haftung sind, zuséatzlich an die fur die Rechtsanwaltsgesellschaft zustandige
Rechtsanwaltskammer, wenn die Mitteilung ein Berufsverbot betrifft; ist der Mitteilungsempfanger mitden
nach Ziffer 3 zu unterrichtenden Stellen identisch, ist eine zuséatzliche Mitteilung nicht erforderlich;

bei den in Ziffern 3 und 5 genannten Angehdérigen rechtsberatender Berufe, die Gesellschafterinnen oder
Gesellschafter, Geschéftsfiihrerinnen oder Geschéftsfiihrer, Prokuristinnen oder Prokuristen oder
Handlungsbevollméchtigte zum gesamten Geschaftsbetrieb einer Patentanwaltsgesellschaft mit
beschrankter Haftung sind, zusatzlich an die Prasidentin oder den Prasidenten des Deutschen Patent-
und Markenamtes (§ 52g Abs. 1, § 52h Abs. 3 PAO) und die Patentanwaltskammer (§ 53 Abs. 1, § 97a
PAO), wenn die Mitteilung ein Berufsverbot betrifft; sind die Mitteilungsempfanger mit den nach Ziffer 5 zu
unterrichtenden Stellen identisch, ist eine zusatzliche Mitteilung nicht erforderlich;

bei registrierten Rechtsdienstleisterinnen und Rechtsdienstleistern, Rechtsbeistdnden, die nicht Mitglieder

einer Rechtsanwaltskammer sind, Prozessagentinnen und Prozessagenten:
an die auf der Grundlage von § 19 RDG nach Landesrecht zustdndige Stelle.

Die Mitteilungen sind als ,Vertrauliche Personalsache® zu kennzeichnen.

24

Strafsachen gegen Angehérige bestimmter Berufe des Wirtschaftslebens und Sachverstandige
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 4 und 5, Abs. 2 EGGVG, §§ 36a Abs. 3 Nr. 2, 84a Abs. 2, 130 Abs. 1

WiPrO, § 10 Abs. 2 StBerG

(1) In Strafsachen gegen

Wirtschaftspriiferinnen und Wirtschaftspriifer,
vereidigte Buchpriferinnen und vereidigte Buchprifer,
Steuerberaterinnen und Steuerberater,
Steuerbevollméachtigte,

Vorstandsmitglieder, Geschéftsfiihrerinnen und Geschéaftsfiihrer, personlich haftende Gesellschafterinnen
und Gesellschafter oder Partnerinnen und Partner einer

Wirtschaftspriifungsgesellschaft,

Steuerberatungsgesellschaft oder

Buchprifungsgesellschaft,

Dispacheurinnen und Dispacheure,
Markscheiderinnen und Markscheider,
o6ffentlich bestellte Vermessungsingenieurinnen und Vermessungsingenieure,

Vorstandsmitglieder, Geschéftsfiihrerinnen und Geschéaftsflihrer, geschéftsfihrende und gleichzeitig
vertretungsberechtigte Gesellschafterinnen und Gesellschafter, Geschaftsinhaberinnen und
Geschaftsinhaber eines zur Teilnahme am Bérsenhandel zugelassenen Unternehmens und Personen,
die fir ein solches Unternehmen an der Bérse handeln (Bérsenhéndler),

offentlich bestellte und vereidigte Sachverstandige, 6ffentlich bestellte und vereidigte sowie allgemein
beeidigte Dolmetscherinnen und Dolmetscher, ferner &ffentlich bestellte und vereidigte sowie ermachtigte
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Ubersetzerinnen und Ubersetzer sowie
- Architektinnen und Architekten, Ingenieurinnen und Ingenieure, soweit diese in einer von einer
Berufskammer gefiihrten Liste eingetragen sind,
sind, wenn der Tatvorwurf auf eine Verletzung von Pflichten schlieBen I&sst, die bei der Auslibung des Berufs zu
beachten sind, oder er in anderer Weise geeignet ist, Zweifel an der Eignung, Zuverlassigkeit oder Befdhigung
hervorzurufen, mitzuteilen

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,

2. die Entscheidung, durch die ein vorlaufiges Berufsverbot angeordnet oder ein solches aufgehoben
worden ist,

3. die Erhebung der 6ffentlichen Klage,

4. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 bis 3 zu machen war.

(2) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlassig begangener Straftaten und in sonstigen Verfahren bei
Verurteilung zu einer anderen MaBnahme als einer Strafe oder einer MaBnahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8
StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere Umstédnde des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist
insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlassigkeit oder
Eignung flr die gerade ausgelibte berufliche Tatigkeit hervorzurufen. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder
Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an. Die Satze 1 bis 3 gelten nicht bei Straftaten, durch die der Tod
eines Menschen verursacht worden ist, und bei gefahrlicher Kérperverletzung.

(3) In Strafsachen gegen amtlich anerkannte Sachverstandige oder Priferinnen und Prifer fir den
Kraftfahrzeugverkehr gelten die Absétze 1 und 2 mit der MaBgabe, dass sich die Mitteilungspflicht auch auf die
vorlaufige Entziehung der Fahrerlaubnis gem. § 111a StPO oder die Sicherstellung, Inverwahrnahme oder
Beschlagnahme des Fiihrerscheins gem. § 94 StPO erstreckt. Gleiches gilt fir Prifingenieurinnen und
Priifingenieure von amtlich anerkannten Uberwachungsorganisationen, die mit der Durchfiihrung von
Untersuchungen betraut sind (Anl. VIl b StVZO).

(4) Die Mitteilungen sind zu richten an

1. die zustandige Landesbehdrde in Fallen, in denen eine rechtskréftige Entscheidung ein Berufsverbot
anordnet oder den Verlust der Fahigkeit zur Bekleidung 6ffentlicher Amter zur Folge hat,

2. die zustandige Berufskammer, wenn eine solche als Kérperschaft des &ffentlichen Rechts besteht,

die fUr die Bestellung zustandige Behdrde oder Stelle (Kammer) in Strafsachen gegen oéffentlich bestellte
und vereidigte Sachversténdige, 6ffentlich bestellte und vereidigte sowie allgemein beeidigte
Dolmetscherinnen und Dolmetscher, 6ffentlich bestellte und vereidigte sowie ermachtigte
Ubersetzerinnen und Ubersetzer,

4. die fur die Aufsicht Gber Dispacheurinnen und Dispacheure, Markscheiderinnen und Markscheider,
offentlich bestellte Vermessungsingenieurinnen und Vermessungsingenieure, die fir die amtliche
Anerkennung der Sachverstéandigen und Priiferinnen und Prifer fir den Kraftfahrzeugverkehr sowie die
flr die Zustimmung zur Betrauung von Priifingenieurinnen und Prifingenieuren jeweils zustéandige Stelle,

5. die Geschéftsfiihrung der Borse in Strafsachen gegen Vorstandsmitglieder, Geschaftsfihrerinnen und
Geschaftsflihrer, geschéaftsfiihrende und gleichzeitig vertretungsberechtigte Gesellschafterinnen und
Gesellschafter, Geschéftsinhaberinnen und Geschéftsinhaber eines zur Teilnahme am Bérsenhandel
zugelassenen Unternehmens und Personen, die fiir ein solches Unternehmen an der Bdrse handeln
(Boérsenhandler), und an

6. die Generalstaatsanwaltin oder den Generalstaatsanwalt, die oder der fiir die Einleitung des
berufsgerichtlichen Verfahrens zustandig ist (§§ 84, 130 Abs. 1 WiPrO, § 113 StBerG), in Strafsachen
gegen Wirtschaftspriferinnen und Wirtschaftsprifer, vereidigte Buchpriiferinnen und vereidigte
Buchprufer, Steuerberaterinnen und Steuerberater sowie Steuerbevollmachtigte, gegen
Vorstandsmitglieder, Geschéftsfiihrerinnen und Geschéaftsfiihrer, personlich haftende Gesellschafterinnen
oder Gesellschafter oder Partnerinnen oder Partner einer Wirtschaftsprifungsgesellschatft,
Steuerberatungsgesellschaft oder Buchpriifungsgesellschaft.

25
Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber, Geschéftsleiterinnen und Geschéftsleiter von Kredit-,
Finanzdienstleistungs-, Zahlungs- und E-Geld-Instituten
§ 60a Abs. 1, Abs. 1a KWG, § 34 ZAG

(1) In Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber oder Geschéftsleiterinnen und Geschéftsleiter von Kredit-,
Finanzdienstleistungs-, Zahlungs- und E-Geld-Instituten sowie gegen Inhaberinnen und Inhaber bedeutender
Beteiligungen an solchen Instituten oder deren gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter oder in den Fallen des

§ 60a Absatz 1 KWG auch deren persdnlich haftende Gesellschafterinnen und Gesellschafter wegen Verletzung
ihrer Berufspflichten oder anderer Straftaten bei oder im Zusammenhang mit der Ausiibung eines Gewerbes oder
dem Betrieb einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung, sind der

Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
Bankenaufsicht
Graurheindorfer Str. 108
53117 Bonn

mitzuteilen
1. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift, in Strafsachen, die eine Straftat nach
§ 54 KWG oder § 31 ZAG zum Gegenstand haben, bereits die Einleitung des Ermittlungsverfahrens,
der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und

die das Verfahren abschlieBende Entscheidung mit Begriindung, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1
oder 2 zu machen war.
Ist gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden, ist die Entscheidung unter Hinweis auf das
eingelegte Rechtsmittel zu Gbermitteln.
(2) In Verfahren wegen fahrldssig begangener Straftaten werden die in Absatz 1 Satz 1 Ziff. 1 und 2 bestimmten
Ubermittiungen nur vorgenommen, wenn aus der Sicht der GibermitteInden Stelle unverziglich Entscheidungen
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oder andere MaBnahmen der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht geboten sind.

25a
Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber, Geschiftsleiterinnen und Geschéftsleiter von
Wertpapierdienstleistungsunternehmen und sonstige an Wertpapierdienstleistungsgeschéften
beteiligte Personen
§ 40a Abs. 1, 2 und 4 WpHG

(1) In Strafsachen wegen Straftaten nach § 38 WpHG teilt die Staatsanwaltschaft die Einleitung des
Ermittlungsverfahrens, die Anklageschrift bzw. den Antrag auf Erlass eines Strafbefehls der

Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
Wertpapieraufsicht
Marie-Curie-StraBe 24-28
60439 Frankfurt

mit. Das Gericht teilt in diesen Verfahren der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht den Termin zur
Hauptverhandlung mit.

(2) In Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber oder Geschéftsleiterinnen und Geschéftsleiter von
Wertpapierdienstleistungsunternehmen oder deren gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter oder persénlich
haftende Gesellschafterinnen und Gesellschafter wegen Straftaten zum Nachteil von Kundinnen und Kunden bei
oder im Zusammenhang mit dem Betrieb des Wertpapierdienstleistungsunternehmens, ferner in Strafsachen, die
Straftaten nach § 38 WpHG zum Gegenstand haben, sind im Fall der Erhebung der &ffentlichen Klage der
Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht

1. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift,
2. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und
3. die das Verfahren abschlieBende Entscheidung mit Begriindung

zu Ubermitteln. Ist gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden, ist die Entscheidung unter Hinweis
auf das eingelegte Rechtsmittel zu Gbermitteln.

(3) In Verfahren wegen fahrlassig begangener Straftaten werden die in Absatz 2 Nummer 1 und 2 bestimmten
Ubermittlungen nur vorgenommen, wenn aus der Sicht der Gbermittelnden Stelle unverziiglich Entscheidungen
oder andere MaBnahmen der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht geboten sind.

25b
Strafsachen gegen Geschéftsleiterinnen und Geschéftsleiter von Versicherungsunternehmen oder
Pensionsfonds und sonstige daran beteiligte Personen
§ 145b Abs. 1, Abs. 1a VAG

(1) In Strafsachen gegen Geschéftsleiterinnen und Geschéftsleiter von Versicherungsunternehmen oder
Pensionsfonds sowie Inhaberinnen und Inhaber bedeutender Beteiligungen an Versicherungsunternehmen oder
Pensionsfonds oder deren gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter oder persdnlich haftende Gesellschafterinnen
und Gesellschafter wegen Verletzung ihrer Berufspflichten oder anderer Straftaten bei oder im Zusammenhang mit
der Auslibung eines Gewerbes oder dem Betrieb einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung, ferner in
Strafverfahren, die Straftaten nach den §§ 134, 137 bis 141, 143 und 145 VAG zum Gegenstand haben, sind — und
zwar auch, wenn eine Landesbehdrde die Aufsicht ausiibt — der

Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
Versicherungsaufsicht
Graurheindorfer Str. 108

53117 Bonn
mitzuteilen
1. in Strafsachen, die eine Straftat nach § 140 VAG zum Gegenstand haben, die Einleitung des
Ermittlungsverfahrens,
2. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift,
3. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und
4. die das Verfahren abschlieBende Entscheidung mit Begriindung.

Ist gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden, ist die Entscheidung unter Hinweis auf das
eingelegte Rechtsmittel zu Gbermitteln.

(2) In Verfahren wegen fahrléssig begangener Straftaten werden die in Absatz 1 Satz 1 Ziff. 2 und 3 bestimmten
Ubermittlungen nur vorgenommen, wenn aus der Sicht der (ibermittelnden Stelle unverziiglich Entscheidungen
oder andere MaBnahmen der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht geboten sind.

25¢
Strafsachen gegen bedeutende Inhaberinnen und Inhaber, Geschéftsleiterinnen und Geschéftsleiter
von Verwaltungsgesellschaften, extern verwalteten Investmentgesellschaften und Verwahrstellen
§ 341 Abs. 1, Abs. 2 KAGB

(1) In Strafsachen gegen bedeutend beteiligte Inhaberinnen und Inhaber, Geschaftsleiterinnen und Geschéftsleiter
oder Mitglieder der Verwaltungs- oder Aufsichtsorgane von Verwaltungsgesellschaften, extern verwalteten
Investmentgesellschaften oder Verwahrstellen oder deren jeweilige gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter oder
persoénlich haftende Gesellschafterinnen oder Gesellschafter wegen Verletzung ihrer Berufspflichten oder anderer
Straftaten bei oder im Zusammenhang mit der Auslibung eines Gewerbes oder dem Betrieb einer sonstigen
wirtschaftlichen Unternehmung sind der

Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
Wertpapieraufsicht
Marie-Curie-StraBe 24-28
60439 Frankfurt am Main

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 01.01.2016 Seite 13 von 25


https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/617/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/617/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/415/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/415/redirect

VwV MiStra

mitzuteilen
1. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift, in Strafsachen, die eine Straftat nach
§ 339 KAGB zum Gegenstand haben, bereits die Einleitung des Ermittlungsverfahrens,
2. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls,

die das Verfahren abschlieBende Entscheidung mit Begriindung, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1
oder 2 zu machen war.

Ist gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden, ist die Entscheidung unter Hinweis auf das
eingelegte Rechtsmittel zu Gbermitteln.

(2) In Verfahren wegen fahrlassig begangener Straftaten werden die in Absatz 1 Satz 1 Ziffern 1 und 2 bestimmten
Ubermittlungen nur vorgenommen, wenn aus der Sicht der ibermittelnden Stelle unverzlglich Entscheidungen
oder andere MaBnahmen der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht geboten sind.

26
Strafsachen gegen Angehoérige der Heilberufe
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 4 und 5, Abs. 2 EGGVG

(1) In Strafsachen gegen

- Arztinnen und Arzte,

- Zahnérztinnen und Zahnarzte,

- Tierarztinnen und Tierérzte,

- Apothekerinnen und Apotheker,

- Psychologische Psychotherapeutinnen und Psychologische Psychotherapeuten,

- Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten,
- Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker,

- Hebammen und Entbindungspfleger

- Altenpflegerinnen/Altenpfleger,

- Diatassistentinnen/Diatassistenten,

- Ergotherapeutinnen/Ergotherapeuten,

- Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen/Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger,

- Gesundheits- und Krankenpflegerinnen/Gesundheits- und Krankenpfleger,

- Logopéadinnen/Logopéaden,

- Masseurinnen und medizinische Bademeisterinnen/Masseure und medizinische Bademeister,
- Orthoptistinnen/Orthoptisten,

- Physiotherapeutinnen/Physiotherapeuten,

- Podologinnen/Podologen,

- Rettungsassistentinnen/Rettungsassistenten,

- Notfallsanitaterinnen/Notfallsanitater,

- Technische Assistentinnen und Assistenten in der Medizin (Medizinisch-technische
Assistentinnen/Assistenten fiir Funktionsdiagnostik; Medizinisch-technische
Laboratoriumsassistentinnen/Laboratoriumsassistenten; Medizinisch-technische
Radiologieassistentinnen/Radiologieassistenten; veterindrmedizinisch-technische
Assistentinnen/Assistenten),

- Pharmazeutisch-technische Assistentinnen/Assistenten

sind, wenn der Tatvorwurf auf eine Verletzung von Pflichten schlieBen Iasst, die bei der Ausiibung des Berufes zu
beachten sind, oder er in anderer Weise geeignet ist, Zweifel an der Eignung, Zuverldssigkeit oder Befdhigung
hervorzurufen, mitzuteilen

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,

2. die Entscheidung, durch die ein vorldufiges Berufsverbot angeordnet oder ein solches aufgehoben
worden ist,

3. die Erhebung der 6ffentlichen Klage,

4. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 bis 3 zu machen war.

(2) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlassig begangener Straftaten und in sonstigen Verfahren bei
Verurteilung zu einer anderen MaBnahme als einer Strafe oder einer MaBnahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8
StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere Umstédnde des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist
insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlassigkeit oder
Eignung fiir die gerade ausgetibte berufliche Tatigkeit hervorzurufen. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder
Richter, Staatsanwaéltinnen oder Staatsanwaélte an. Die Satze 1 bis 3 gelten nicht bei Straftaten, durch die der Tod
eines Menschen verursacht worden ist, und bei gefahrlicher Kérperverletzung.

(3) Die Mitteilungen sind zu richten an

1. die zustandige Behdrde und
2. die zustandige Berufskammer, wenn eine solche als Kdrperschaft des dffentlichen Rechts besteht.
Sie sind als ,Vertrauliche Personalsache” zu kennzeichnen.

27
Strafsachen gegen sonstige Angehérige von Lehrberufen und erzieherischen Berufen
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 EGGVG

(1) In Strafsachen gegen
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1. Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren, auBerplanméBige Professorinnen und
auBerplanmaBige Professoren, Gastprofessorinnen und Gastprofessoren, Privatdozentinnen und
Privatdozenten, Gastdozentinnen und Gastdozenten, Lehrbeauftragte an Hochschulen,

2. Schulleiterinnen und Schulleiter, Lehrerinnen und Lehrer und andere Personen, die an Schulen mit
padagogischen Aufgaben betraut sind,

3. Leiterinnen und Leiter, Erzieherinnen und Erzieher und andere Personen, die in Heimen,
Kindertagesstatten, Kindergarten oder &hnlichen Einrichtungen mit erzieherischen Aufgaben betraut sind,
wenn sie entweder an Hochschulen oder Schulen in freier Tragerschaft oder einer privaten Einrichtung der in
Ziffer 3 genannten Art oder — ohne in einem Arbeitnehmer- oder Beamtenverhéltnis zu stehen — an 6ffentlichen
Hochschulen oder Schulen oder an einer der in Ziffer 3 genannten &ffentlichen Einrichtungen tatig sind, gilt
Nummer 16 Abs. 1 bis 3 entsprechend.

(2) Die Mitteilungen sind unter Nennung der Beschéftigungsstelle an die zustandige Aufsichtsbehérde zu richten
und als ,Vertrauliche Personalsache® zu kennzeichnen.

28
Strafsachen gegen Betreiberinnen und Betreiber von sowie Beschiftigte in Alten-, Behinderten- und
Pflegeheimen, ambulanten Pflegediensten und Werkstétten fiir behinderte Menschen und
Tagesférderstatten
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 EGGVG

(1) In Strafsachen gegen Betreiberinnen oder Betreiber, Vertretungsberechtigte juristischer Personen als Betreiber,
Leiterinnen oder Leiter von sowie Pflegedienstleiterinnen oder Pflegedienstleiter und andere pflegerisch oder
betreuerisch tatige Beschaftigte in Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 HeimG oder der dieses Gesetz
ersetzenden landesrechtlichen Vorschriften, Werkstétten fir behinderte Menschen und Tagesférderstatten und
ambulanten Pflegediensten nach SGB V und SGB Xl sind, wenn der Tatvorwurf auf eine Verletzung von Pflichten
schlieBen l&sst, die bei der Auslibung der Tatigkeit zu beachten sind, oder er in anderer Weise geeignet ist, Zweifel
an der Eignung, Zuverlassigkeit oder Befahigung hervorzurufen, mitzuteilen

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,
2. die Erhebung der &ffentlichen Klage,
3. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 oder 2 zu machen war.

(2) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlassig begangener Straftaten und in sonstigen Verfahren bei
Verurteilung zu einer anderen MaBnahme als einer Strafe oder einer MaBnahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8
StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere Umstédnde des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist
insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlassigkeit oder
Eignung flr die gerade ausgelibte berufliche Tatigkeit hervorzurufen. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder
Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an. Die Satze 1 bis 3 gelten nicht bei Straftaten, durch die der Tod
eines Menschen verursacht worden ist, und bei gefahrlicher Kérperverletzung.

(3) Die Mitteilungen sind an die fiir die jeweilige Einrichtung zustandige Aufsichtsbehdrde und an die zustédndige
oberste Landesbehérde zu richten und als ,Vertrauliche Personalsache” zu kennzeichnen.

29
Sonstige Mitteilungen liber Personen, die einer Dienst-, Staats-, Standesaufsicht oder
berufsrechtlichen Aufsicht unterliegen
§ 17 Nr. 3 und 4 EGGVG, § 115 Abs. 4 BBG, § 49 Abs. 4 BeamtStG, §§ 46, 71 DRiG, § 89 Abs. 1 SG,
§ 45a Abs. 1 ZDG, § 64a Abs. 2 BNotO, § 36 Abs. 2 auch i.V.m § 207 Abs. 2 Satz 1, § 209 Abs. 1
Satz 3, § 59m Abs. 2 BRAO, § 4 Abs. 1 EuRAG, § 34 Abs. 2 auch i.V.m. § 154b Abs. 2, § 52m Abs. 2
PAO, § 18 Abs. 1 RDG, § 40a Abs. 5 WpHG, §§ 36a Abs. 3 Nr. 2, 84a Abs. 2, 130 Abs. 1 WiPrO, § 10
Abs. 2 StBerG, § 60a Abs. 2 KWG, § 34 Satz 2 ZAG, § 341 Abs. 3 KAGB, § 145b Abs. 2 VAG

(1) Sonstige Tatsachen, die in einem Strafverfahren — gleichgliiltig, gegen wen es sich richtet — bekannt werden,
sind mitzuteilen, wenn ihre Kenntnis aufgrund besonderer Umsténde des Einzelfalls fiir dienst-, disziplinar-,
standes- oder berufsrechtliche MaBnahmen gegen eine der nachfolgend genannten Personen oder fiir
aufsichtsrechtliche MaBnahmen gegen deren Geschaftsbetrieb erforderlich ist:

1. Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter (Nummer 15)

2. Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr (Nummer 19)

3. Zivildienstleistende (Nummer 21)

4. Notarinnen und Notare sowie Angehdrige der rechtsberatenden Berufe (Nummer 23)

5. Wirtschaftspriferinnen und Wirtschaftsprifer, vereidigte Buchpriferinnen und vereidigte Buchpriifer,
Steuerberaterinnen und Steuerberater sowie Steuerbevollmachtigte (Nummer 24)

6. Inhaberinnen und Inhaber, Geschéftsleiterinnen und Geschéftsleiter von Kredit-, Finanzdienstleistungs-,
Zahlungs- und E-Geld-Instituten (Nummer 25)

7. Inhaberinnen und Inhaber, Geschéftsleiterinnen und Geschéftsleiter von
Wertpapierdienstleistungsunternehmen und sonstige an Wertpapierdienstleistungsgeschéften beteiligte
Personen (Nummer 25a)

8. Geschaftsleiterinnen und Geschéftsleiter von Versicherungsunternehmen oder Pensionsfonds und
sonstige daran beteiligte Personen (Nummer 25b)

9. Inhaberinnen und Inhaber, Geschaftsleiterinnen und Geschaftsleiter von Verwaltungsgesellschaften,

extern verwalteten Investmentgesellschaften und Verwahrstellen (Nummer 25c)
10. Angehdorige der Heil- und Gesundheitsfachberufe (Nummer 26)

11. Betreiberinnen und Betreiber von sowie Beschaftigte in Alten-, Behinderten- und Pflegeheimen,
ambulanten Pflegediensten und Werkstatten fiir behinderte Menschen und Tagesférderstétten
(Nummer 28).
Erforderlich ist die Kenntnis der Daten auch, wenn diese Anlass zur Priifung bietet, ob MaBnahmen der genannten
Art zu ergreifen sind.
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(2) Mitteilungen unterbleiben, soweit fur die tibermitteinde Stelle erkennbar ist, dass schutzwiirdige Interessen der
betroffenen Person an dem Ausschluss der Ubermittlung das 6ffentliche Interesse Gberwiegen. Dabei ist zu
berlcksichtigen, wie gesichert die zu Ubermittelnden Erkenntnisse sind.

(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.

(4) Die Mitteilungen sind an die Stellen zu richten, die in den in Absatz 1 genannten Bestimmungen aufgefiihrt sind,
und als ,Vertrauliche Personalsache” zu kennzeichnen.

3. Abschnitt
Sonstige Mitteilungen wegen der personlichen Verhéltnisse der Betroffenen

30
Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Titeln, Orden und Ehrenzeichen
§ 4 Abs. 2 und 3 des Gesetzes liber Titel, Orden und Ehrenzeichen

(1) Ergibt sich aus einem Strafurteil, dass die oder der Verurteilte Inhaberin oder Inhaber von Titeln, Orden oder
Ehrenzeichen ist, die nach dem 8. Mai 1945 verliehen worden sind, so sind rechtskréftige Verurteilungen
mitzuteilen, in denen erkannt ist

1. auf eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen eines Verbrechens,

2. auf eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer vorsatzlichen Tat, die nach den
Vorschriften Gber Friedensverrat, Hochverrat, Gefahrdung des demokratischen Rechtsstaates,
Landesverrat oder Gefahrdung der auBeren Sicherheit strafbar ist,

3. auf Aberkennung der Fahigkeit, 6ffentliche Amter zu bekleiden.
(2) Die Mitteilungen sind zu richten
1. bei Titeln, Orden und Ehrenzeichen, die von einer Stelle innerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes
Uber Titel, Orden und Ehrenzeichen verliehen worden sind, an die oder den Verleihungsberechtigten,

2. bei Titeln, Orden und Ehrenzeichen, die von einem auslandischen Staatsoberhaupt, einer ausléandischen
Regierung oder einer anderen Stelle auBerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes uber Titel, Orden und
Ehrenzeichen verliehen worden sind, an das Bundespréasidialamt.

Die Mitteilung umfasst den Urteilstenor sowie den verliehenen Titel oder die verliehene Auszeichnung.

31
Mitteilungen an das Betreuungsgericht und an das Familiengericht
§ 22a FamFG, § 70 Satz 1 JGG

(1) Werden in einem Strafverfahren — gleichgdltig, gegen wen es sich richtet — Tatsachen bekannt, die MaBnahmen
des Betreuungs- oder des Familiengerichts erfordern kénnen, so sind diesen die Tatsachen mitzuteilen, soweit
nicht fir die Gbermittelnde Stelle erkennbar ist, dass schutzwirdige Interessen der Betroffenen an dem Ausschluss
der Ubermittiung das Schutzbediirfnis von Minderjahrigen oder Betreuten oder das éffentliche Interesse an der
Ubermittlung iiberwiegen.

(2) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaéltinnen oder Staatsanwalte an.

32
Mitteilungen an die Jugendgerichtshilfe in Strafsachen gegen Jugendliche und Heranwachsende
§§ 38, 50, 70 Satz 1, §§ 72a, 107, 109 Abs. 1 JGG

In Strafsachen gegen Jugendliche und Heranwachsende sind der Jugendgerichtshilfe mitzuteilen

1. die Einleitung des Verfahrens,
2. vorlaufige Anordnungen Uber die Erziehung,

3. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls sowie die Unterbringung zur
Beobachtung,

die Erhebung der &ffentlichen Klage,

Ortund Zeit der Hauptverhandlung,

die Urteile,

der Ausgang des Verfahrens,

der Name und die Anschrift der Bewahrungshelferin oder des Bewahrungshelfers,

© ® N o o~

die nachtraglichen Entscheidungen, die sich auf Weisungen oder Auflagen beziehen oder eine
Aussetzung der Vollstreckung einer Jugendstrafe oder des Restes einer Jugendstrafe zur Bewéhrung,
eine Aussetzung der Verh&dngung der Jugendstrafe oder die Flihrungsaufsicht betreffen.

33
Mitteilungen an die Schule in Strafsachen gegen Jugendliche und Heranwachsende
§ 70 Satz 1, § 109 Abs. 1 JGG

(1) In Strafsachen gegen Jugendliche und Heranwachsende sind Mitteilungen an die Schule nur in geeigneten
Féllen zu machen. Es wird in der Regel geniigen, die Schule von dem Ausgang des Verfahrens zu unterrichten.
Die Einleitung des Verfahrens oder die Erhebung der 6ffentlichen Klage wird mitzuteilen sein, wenn aus Griinden
der Schulordnung, insbesondere zur Wahrung eines geordneten Schulbetriebs oder zum Schutz anderer
Schilerinnen oder Schiiler, sofortige MaBnahmen geboten sein kénnen.

(2) Die Mitteilungen sind an die Leiterin oder den Leiter der Schule oder die Vertretung im Amt zu richten.
(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.
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34
Mitteilungen an andere Prozessbeteiligte in Strafsachen gegen Jugendliche
§§ 67, 43 Abs. 1 JGG, Artikel 104 Abs. 4 GG

(1) Sind in Strafsachen gegen Jugendliche durch verfahrensrechtliche Bestimmungen Mitteilungen an die
Beschuldigten vorgeschrieben, so sind diese auch zu richten an

1. die Erziehungsberechtigten,

2. die gesetzlichen Vertreterinnen und gesetzlichen Vertreter,

3. die Verfahrenspflegerin oder den Verfahrenspfleger.
(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Personen werden ferner benachrichtigt von

1. der Einleitung des Verfahrens
2. der Verhaftung, Verwahrung oder Unterbringung.
Die Mitteilungen nach Satz 1 Ziff. 1 kdnnen bei Geringfligigkeit der Verfehlung unterbleiben.

(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwéltinnen oder Staatsanwélte an.

35
Mitteilungen zum Schutz von Minderjédhrigen
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, § 17 Nr. 5 EGGVG

(1) Werden in einem Strafverfahren — gleichgliltig, gegen wen es sich richtet — Tatsachen bekannt, deren Kenntnis
aus der Sicht der tbermittelnden Stelle zur Abwehr einer erheblichen Gefdhrdung von Minderjahrigen erforderlich
ist, sind diese der zusténdigen o6ffentlichen Stelle mitzuteilen.

(2) Mitteilungen erhalten insbesondere

1. das Jugendamt und das Familiengericht, wenn gegen Minderjahrige eine Straftat gegen die sexuelle
Selbstbestimmung (Dreizehnter Abschnitt des Besonderen Teils des StGB) oder nach den §§ 171, 225,
232 bis 233a StGB begangen oder versucht worden ist,
2. die zustandige Aufsichtsbehdrde fiir betriebserlaubnispflichtige Kinder- oder Jugendeinrichtungen nach
§ 45 SGB VIII, wenn der Schutz von Minderjahrigen deren Unterrichtung erfordert,
3. das Jugendamt und die fiir die Gewerbeaufsicht zustandige Stelle, wenn eine Verurteilung wegen
Zuwiderhandlungen gegen §§ 27, 28 JuSchG ausgesprochen worden ist,
4. das Familiengericht, wenn familiengerichtliche MaBnahmen nach § 1666 BGB oder die Anordnung einer
Vormundschaft (Pflegschaft) notwendig erscheinen,
5. die fir die Gewerbeaufsicht zustandige Stelle, das Landesjugendamt sowie die sonst zustandigen Stellen,
wenn der Schutz von Minderjahrigen die Unterrichtung dieser Stellen erfordert (vgl. §§ 28, 29, 32 BBIiG,
§§ 22, 22a, 23 HWO, §§ 25, 27 JArbSchG),
6. das Jugendamtin sonstigen Fallen, wenn sein Tatigwerden zur Abwendung einer erheblichen
Gefahrdung von Minderjahrigen erforderlich erscheint.
(3) In Strafsachen gegen einen Elternteil wegen einer an seinem minderjahrigen Kind begangenen rechtswidrigen
Tatist die Erhebung der 6ffentlichen Klage oder die Einstellung des Verfahrens wegen Schuldunfahigkeit dem
Familiengericht und dem Jugendamt mitzuteilen.

(4) In Strafsachen, die eine erhebliche Gefdhrdung von Minderjéhrigen erkennen lassen, sowie in
Jugendschutzsachen (§ 26 Abs. 1 Satz 1 GVG) werden dem Jugendamt Ort und Zeit der Hauptverhandlung
mitgeteilt.

(5) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.

36
Mitteilungen liber Inhaberinnen und Inhaber einer waffenrechtlichen oder sprengstoffrechtlichen
Berechtigung sowie liber sonstige nach dem WaffG oder SprengG berechtigte Personen
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, 7 Buchstabe b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG

(1) In Strafsachen gegen

1. Inhaberinnen und Inhaber
a) einer Erlaubnis, Bescheinigung oder Ausnahmebewilligung nach dem Waffengesetz,
b) einer sprengstoffrechtlichen Erlaubnis nach § 7 oder § 27 SprengG oder eines

Beféhigungsscheins nach § 20 SprengG,

2. eine mit der Leitung eines Betriebes, einer Zweigniederlassung oder einer unselbstandigen Zweigstelle
zur Waffenherstellung oder zum Waffenhandel beauftragte Person oder
3. eine mit der Leitung eines Betriebes, einer Zweigniederlassung oder einer unselbstédndigen Zweigstelle
zum Umgang oder Verkehr mit explosionsgefahrlichen Stoffen beauftragte Person
sind Mitteilungen Uber Verfahren zu machen, die zum Gegenstand haben

a) eine vorsatzliche Straftat,
b) eine gemeingefahrliche fahrlassige Straftat,
c) eine im Zustand der Trunkenheit oder unter dem Einfluss anderer berauschender Mittel

begangene Straftat, wenn die Taterin oder der Tater bereits mindestens einmal wegen einer
solchen Tat verurteilt worden ist,

d) eine fahrlassige Straftatim Zusammenhang mit dem Umgang mit Waffen, Munition oder
Sprengstoff,
e) eine Straftat nach dem Waffengesetz, dem Gesetz tiber die Kontrolle von Kriegswaffen, dem

Sprengstoffgesetz oder dem Bundesjagdgesetz.
(2) In den Féllen des Absatz 1 sind mitzuteilen
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der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,
die Erhebung der 6ffentlichen Klage,
der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 oder 2 zu machen war,

e b=

die Einstellung des Verfahrens nach § 170 Abs. 2 StPO, wenn sie Feststellungen zu einer
Schuldunfahigkeit nach § 20 StGB enthalt.

(3) Werden sonst in einem Strafverfahren — gleichgultig, gegen wen es sich richtet — Tatsachen bekannt, sind diese
mitzuteilen, wenn ihre Kenntnis aufgrund besonderer Umstande des Einzelfalls fiir waffen- oder
sprengstoffrechtliche MaBnahmen erforderlich ist. Dies giltinsbesondere in Strafsachen nach Absatz 1 gegen eine
Person, die auf Grund eines Arbeitsverhaltnisses eine Schusswaffe nach den Weisungen der Inhaberin oder des
Inhabers eines Waffenscheins zu filhren hat. Dabei ist zu beriicksichtigen, wie gesichert die zu tbermitteinden
Erkenntnisse sind. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.

(4) Die Mitteilungen sind an die fir die Erteilung der Berechtigung zustédndige Behdrde zu richten:

1. im Falle des Absatz 1 Ziff. 1 Buchstabe a und Ziff. 2, soweit die Person, die die Erlaubnis innehat, ein
Gewerbe oder eine wirtschaftliche Unternehmung nach § 21 WaffG betreibt: an die Behérde, in deren
Bezirk sich die gewerbliche Hauptniederlassung befindet; fehlt eine gewerbliche Niederlassung, so richtet
sich die 6rtliche Zustandigkeit nach Ziffer 5,

2. im Falle einer Ausnahmebewilligung nach § 42 Abs. 2 WaffG: an die Behdérde, in deren Bezirk die
Veranstaltung stattfinden soll,
3. im Falle einer Erlaubnis nach § 10 Abs. 5 oder § 27 Abs. 1 WaffG: an die Behérde, in deren Bezirk

geschossen werden soll,
im Falle einer Bescheinigung nach § 55 Abs. 2 WaffG: an die sachlich und értlich zustdndige Behérde,

in den Ubrigen Féllen einer waffenrechtlichen Berechtigung: an die Behérde, in deren Bezirk die
betroffene Person ihren gewdhnlichen, bei Fehlen eines solchen ihren jeweiligen Aufenthaltsort hat,

6. im Falle des Absatz 1 Ziff. 3 oder einer Erlaubnis nach § 7 SprengG: an die Behdérde, in deren Bezirk sich
die Hauptniederlassung befindet; bezieht sich die Erlaubnis nur auf eine Zweigniederlassung, so richtet
sich die Zustandigkeit nach dem Ort dieser Niederlassung; fehlt eine Niederlassung, so richtet sich die
Zustandigkeit nach § 36 Abs. 2 SprengG,

im Falle eines Befahigungsscheins nach § 20 SprengG: an die sachlich und 6rtlich zustandige Behérde,

im Falle einer Erlaubnis nach § 27 SprengG: an die Behérde, in deren Bezirk die betroffene Person ihren
gewdhnlichen Aufenthalt hat oder zuletzt hatte.

36a
Sonstige Mitteilungen aus waffenrechtlichen oder sprengstoffrechtlichen Griinden
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG

(1) In Strafsachen wegen

1. unbefugten Erwerbs von Schusswaffen oder Munition, unbefugten Flihrens von Schusswaffen oder
unbefugter Ausilibung der tatséchlichen Gewalt Giber Schusswaffen oder tiber in Abschnitt 1 der Anlage 2
zum WaffG (Waffenliste) bezeichnete Gegenstande,

2. einer mit oder im Zusammenhang mit Schusswaffen, Munition oder in Abschnitt 1 der Anlage 2 zum WaffG
(Waffenliste) bezeichneten Gegenstdnden begangenen Straftat,

3. unbefugten Umgangs oder Verkehrs mit explosionsgeféhrlichen Stoffen oder

4. einer mit oder im Zusammenhang mit solchen Stoffen begangenen Straftat

sind mitzuteilen

a) die Erhebung der 6ffentlichen Klage,
b) der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach Buchstabe a zu machen war,
c) die Einstellung des Verfahrens nach § 170 Abs. 2 StPO, wenn sie Feststellungen zu einer

Schuldunfahigkeit nach § 20 StGB enthalt.
(2) In den Fallen des Absatz 1 Ziff. 2 und 4 ordnen die Mitteilung Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder
Staatsanwalte an.

(3) Die Mitteilungen sind an die zustandige Behérde zu richten, in deren Bereich die Betroffenen eine Wohnung
haben.

37
Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Jagdscheinen und gegen Personen, die einen
Antrag auf Erteilung eines Jagdscheines gestellt haben
§ 13 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG

(1) In Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Jagdscheinen und gegen Personen, die einen Antrag auf
Erteilung eines Jagdscheines gestellt haben, sind Mitteilungen zu machen Uber Verfahren wegen

1. eines Verbrechens,

2. einer vorsatzlichen Straftat gegen das Leben, die Gesundheit oder die persdnliche Freiheit, einer der in
§ 181b StGB genannten Straftaten, Land- oder Hausfriedensbruchs, Widerstandes gegen die
Staatsgewalt, einer gemeingefahrlichen Straftat, einer Straftat gegen das Eigentum oder das Vermdgen
oder einer Wilderei,

3. einer fahrlassigen Straftatim Zusammenhang mit dem Umgang mit Waffen, Munition oder Sprengstoff,

4. einer Straftat nach jagd-, tierschutz- oder naturschutzrechtlichen Vorschriften, dem Waffengesetz, dem
Gesetz Uiber die Kontrolle von Kriegswaffen oder dem Sprengstoffgesetz.

(2) Mitzuteilen sind
1. die Erhebung der 6ffentlichen Klage,
2. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach Ziffer 1 zu machen war,
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3. die Einstellung des Verfahrens nach § 170 Abs. 2 StPO, wenn sie Feststellungen zu einer
Schuldunfahigkeit nach § 20 StGB enthélt.

(3) In sonstigen Strafsachen gegen eine der in Absatz 1 bezeichneten Personen ist die rechtskraftige Entscheidung
mitzuteilen, wenn
1. Fiihrungsaufsicht angeordnet ist oder kraft Gesetzes eintritt,

2. eine Entziehung des Jagdscheins, eine Sperrfrist zur Erteilung des Jagdscheins oder ein Verbot der
Jagdausilibung angeordnet worden ist.

(4) Die Mitteilungen sind an die fir die Erteilung des Jagdscheins zustadndige Behdrde zu richten.
(5) Die Pflicht zur Mitteilung nach Nummer 36 bleibt unberthrt.

38
Mitteilungen liber Inhaberinnen und Inhaber einer luftrechtlichen Erlaubnis oder Genehmigung
sowie liber sonstige nach dem Luftverkehrsgesetz berechtigte Personen
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, 7 Buchstabe b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG

(1) In Strafsachen gegen

1. Inhaberinnen und Inhaber
a) einer Erlaubnis fiir das Luftfahrtpersonal, die Ausbildung von Luftfahrerinnen und Luftfahrern, das
Flugsicherungspersonal oder die Ausbildung von Flugsicherungspersonal oder
b) einer Genehmigung fir Luftfahrtunternehmen oder
2. eine fir die Leitung eines Luftfahrtunternehmens oder einer Luftfahrerschule verantwortliche Person

ist die rechtskraftige Verurteilung mitzuteilen, die ein Verbrechen zum Gegenstand hat oder in der wegen eines
Vergehens nach §§ 142,222, 315 bis 316, 323a StGB oder nach §§ 59, 60, 62 LuftVG auf Strafe erkannt worden
ist.

(2) In Strafsachen gegen eine in Absatz 1 bezeichnete Person ist ferner die rechtskraftige Verurteilung mitzuteilen,
in der wegen eines Vergehens auf Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten erkannt worden ist.

(3) Sonstige Tatsachen, die in einem Strafverfahren — gleichgliiltig, gegen wen es sich richtet — bekannt werden,
sind mitzuteilen, wenn ihre Kenntnis die Annahme rechtfertigt, dass jemand fiir eine Tatigkeit als Luftfahrt- oder
Flugsicherungspersonal, fiir die Ausbildung von Luftfahrt- oder Flugsicherungspersonal oder fiir die Tatigkeit als
Luftfahrtunternehmerin oder -unternehmer oder als eine fir ein Luftfahrtunternehmen oder eine Luftfahrerschule
verantwortliche Person ungeeignet ist. Dabei ist zu berticksichtigen, wie gesichert die zu libermittelnden
Erkenntnisse sind. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaéltinnen oder Staatsanwalte an.

(4) Mitteilungen Uber Inhaberinnen oder Inhaber einer Erlaubnis fir das Luftfahrtpersonal sind an das

Luftfahrt-Bundesamt
Postfach 30 54
38020 Braunschweig,

sonstige Mitteilungen sind an die fiir die Erteilung der luftrechtlichen Erlaubnis oder Genehmigung zustandige
Stelle zu richten.

39
Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Berechtigungen und gegen Gewerbetreibende
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, 7 Buchstabe b, Abs. 2 EGGVG

(1) In Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Berechtigungen und gegen Gewerbetreibende sind
rechtskraftige Entscheidungen mitzuteilen, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass Tatsachen, die den
Gegenstand des Verfahrens betreffen und auf eine Verletzung von Pflichten schlieBen lassen, die bei der
Ausiibung des Berufs oder des Gewerbes zu beachten oder in anderer Weise geeignet sind, Zweifel an der
Eignung, Zuverlassigkeit oder Befahigung hervorzurufen, den Widerruf, die Riicknahme oder die Einschrédnkung
einer behdérdlichen Erlaubnis, Genehmigung oder Zulassung zur Auslibung eines Gewerbes oder eines Berufs,
zum Flhren einer Berufsbezeichnung, die Untersagung der gewerblichen Tatigkeit oder der Einstellung,
Beschaftigung oder Beaufsichtigung von Kindern und Jugendlichen zur Folge haben kénnen.

(2) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlassig begangener Straftaten und in sonstigen Verfahren bei
Verurteilung zu einer anderen MaBnahme als einer Strafe oder einer MaBnahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8
StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere Umstédnde des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist
insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Eignung, Zuverlassigkeit
oder Befahigung fir die gerade ausgeiibte berufliche oder gewerbliche Tatigkeit hervorzurufen. Die Satze 1 und 2
gelten nicht bei Straftaten, durch die der Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei gefahrlicher
Koérperverletzung.

(3) Eine Mitteilungspflicht besteht ferner, wenn in der Entscheidung

1. die Ausiibung des Gewerbes untersagt oder

2. eine Untersagung der Auslibung des Gewerbes ausdriicklich abgelehnt worden ist.
(4) Die Mitteilung — mit Ausnahme der in Absatz 3 Ziff. 1 — ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen
oder Staatsanwalte an.
(5) Die Mitteilungen sind an die Behérde zu richten, die die Berechtigung erteilt hat oder fir die Untersagung der
Berufs- oder Gewerbeausiibung zustandig ist.

40
Strafsachen gegen mit Atomanlagen und Kernbrennstoffen oder sonstigen radioaktiven Stoffen
verantwortlich befasste Personen
§ 13 Abs.1 Nr. 5, Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 7 Buchst. b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG

(1) In Strafsachen gegen Personen, die bei der Errichtung, Leitung oder Beaufsichtigung des Betriebes von
kerntechnischen Anlagen, dem Umgang mit Kernbrennstoffen oder sonstigen radioaktiven Stoffen oder der
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Beférderung oder sonstigen Verwendung solcher Stoffe verantwortlich tétig sind, sind mitzuteilen

1. die Einleitung des Verfahrens,
2. der Ausgang des Verfahrens,
wenn Grund zu der Annahme besteht, dass eine atomrechtliche Genehmigung oder Zulassung, die ihnen oder

demijenigen erteilt ist, der sie mit seiner Tatigkeit beauftragt hat, widerrufen, zurlickgenommen oder eingeschrankt
wird oder dass MaBnahmen der atomrechtlichen Aufsicht getroffen werden.

(2) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlassig begangener Straftaten und in sonstigen Verfahren bei
Verurteilung zu einer anderen MaBnahme als einer Strafe oder einer MaBnahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8
StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere Umstande des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist
insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlassigkeit oder
Eignung fiir die gerade ausgelibte Tatigkeit hervorzurufen. Die S&tze 1 und 2 gelten nicht bei Straftaten, durch die
der Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei geféhrlicher Kérperverletzung.

(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.

(4) Die Mitteilungen sind an die Behérde zu richten, welche die Genehmigung oder Zulassung erteilt hat oder fiir
die Aufsicht zustandig ist. Wird in der Entscheidung die Ausiibung einer in Absatz 1 Satz 1 aufgeflihrten Tatigkeit
untersagt, so ist der dort bezeichneten Behérde die rechtskraftige Entscheidung ohne Griinde mitzuteilen.

41
Strafsachen gegen Angehérige auslédndischer Konsulate
Artikel 42 Wiener Ubereinkommen iiber konsularische Beziehungen (BGBI. 1969 Il S. 1585), § 16

EGGVG
(1) In Strafsachen gegen
1. Konsularbeamtinnen und -beamte auslandischer konsularischer Vertretungen,
2. Bedienstete des Verwaltungs- oder technischen Personals und Mitglieder des dienstlichen

Hauspersonals auslandischer konsularischer Vertretungen
sind mitzuteilen
a) die Einleitung des Verfahrens,
b) die Festnahme und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls.

(2) Wird die Person in Untersuchungshaft genommen oder einstweilig untergebracht, ordnet die Richterin oder der
Richter, dem die festgenommene Person erstmals vorgefuhrt wird, die Mitteilung an.

(3) Die Mitteilungen sind sofort telefonisch oder durch Telefax an

1. das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz, 10117 Berlin, Telefon: 030 2025-70,

2. die Staatskanzlei (Senatskanzlei) des Landes, in dem die konsularische Vertretung ihren Sitz hat,

3. die Leiterin oder den Leiter der konsularischen Vertretung, es sei denn, dass sie oder er von der
MaBnahme selbst betroffen ist, und

4. das Auswartige Amt/Ref. 703, 11013 Berlin, Telefon: 030 5000-3411, sofern die Leiterin oder der Leiter
der konsularischen Vertretung von der MaBnahme betroffen ist,

zu richten.
42

Mitteilungen liber Ausléanderinnen und Auslénder
§ 87 Abs. 2, 4, § 88 Abs. 2, 3 AufenthG, auch i.V.m. § 11 Abs. 1 FreiziigG/EU, § 74, auch i.V.m. § 79
AufenthV

(1) In Strafsachen gegen Auslanderinnen und Auslander (§ 2 Abs. 1 AufenthG) sind unverziglich mitzuteilen
1 die Einleitung des Verfahrens unter Angabe der gesetzlichen Vorschriften,
2. der Ausgang des Verfahrens,
3 der Widerruf einer Strafaussetzung zur Bewéhrung,

4. der Widerruf der Zurlickstellung der Strafvollstreckung.

Die Mitteilung nach Ziffer 1 kann unterbleiben, wenn in den Akten dokumentiert ist, dass sie bereits durch die
Polizei erfolgt ist.

(2) Wird in einem Strafverfahren — gleichgiiltig, gegen wen es sich richtet —

1. der Aufenthalt einer Auslanderin oder eines Auslénders, wenn weder ein erforderlicher Aufenthaltstitel
erteilt noch die Abschiebung ausgesetzt ist,

2. der VerstoB gegen eine rAumliche Beschrankung oder

3. ein sonstiger Ausweisungsgrund

bekannt, so ist dies unverziiglich mitzuteilen. Satz 1 findet keine Anwendung auf Auslanderinnen und Auslander,
deren Rechtsstellung durch das Gesetz Uber die allgemeine Freiziigigkeit von Unionsblirgern geregelt ist. Bei
diesen sind sonstige Tatsachen dann mitzuteilen, wenn die Voraussetzungen des § 5 Abs. 5 oder § 6 Abs. 1
FreizigG/EU vorliegen kdnnen. Die Mitteilung kann unterbleiben, wenn in den Akten dokumentiert ist, dass sie
bereits durch andere Stellen erfolgt ist.

(3) Bei den Mitteilungen sind, soweit bekannt, jeweils folgende Daten mit anzugeben:
Familiennamen,

Geburtsnamen,

Vornamen,

Tag und Ort mit Angabe des Staates der Geburt,

Staatsangehdorigkeiten,

Anschrift.

ISER S
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(4) Personenbezogene Daten, die von einer Arztin, einem Arzt oder einer der in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 bis 6 und
Abs. 3 StGB bezeichneten Personen in Strafverfahren zugéanglich gemacht worden sind, dirfen Gbermittelt werden,

1. wenn die Auslanderin oder der Auslander die 6ffentliche Gesundheit gefahrdet und besondere
SchutzmaBnahmen zum Ausschluss der Gefahrdung nicht méglich sind oder von der Auslanderin oder
dem Auslénder nicht eingehalten werden oder

2. soweit die Daten fiir die Feststellung erforderlich sind, ob die in § 55 Abs. 2 Nr. 4 AufenthG bezeichneten
Voraussetzungen vorliegen.
(5) Personenbezogene Daten, die nach § 30 AO dem Steuergeheimnis unterliegen, diirfen Gbermittelt werden,
wenn gegen die Auslanderin oder den Auslander wegen eines VerstoBes gegen eine Vorschrift des Steuer-
einschlieBlich des Zoll- und des Monopolrechts oder des AuBenwirtschaftsrechts oder gegen Einfuhr-, Ausfuhr-,
Durchfuhr- oder Verbringungsverbote oder -beschrankungen ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet
worden ist.

(6) Die Mitteilungen sind an die nach jeweiligem Landesrecht 6rtlich zustdndige Auslanderbehdérde zu richten.

(7) In den Fallen des Absatz 2 Ziff. 1 und 2 und sonstiger nach dem Aufenthaltsgesetz strafbarer Handlungen kann
statt der Auslanderbehérde die zustandige Polizeibehdrde unterrichtet werden, wenn eine derin § 71 Abs. 5
AufenthG bezeichneten MaBnahmen (Zuriickschiebung, Festnahme, Durchsetzung der Verlassenspflicht,
Durchflihrung der Abschiebung) in Betracht kommt. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(8) In den Fallen des Absatz 5 dirfen auch die mitder polizeilichen Kontrolle des grenziiberschreitenden Verkehrs
betrauten Behdrden unterrichtet werden, wenn ein Ausreiseverbot nach § 46 Abs. 2 AufenthG erlassen werden
soll.

(9) Mitteilungen nach Absatz 2 Satz 3 sowie den Absatzen 4, 5 und 8 ordnen Richterinnen oder Richter,
Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.

43
Strafsachen gegen Gefangene und Untergebrachte
§ 479 Abs. 2 Nr. 1 und 2 StPO

Wird gegen Untersuchungsgefangene, Strafgefangene, Sicherungsverwahrte oder in einem psychiatrischen
Krankenhaus oder in einer Entziehungsanstalt Untergebrachte ein weiteres Verfahren eingeleitet, sind der Leitung
der Justizvollzugsanstalt, des psychiatrischen Krankenhauses oder der Entziehungsanstalt mitzuteilen

1. die Einleitung des Verfahrens,
2. die Erhebung der 6ffentlichen Klage,
3. der Ausgang des Verfahrens.

4. Abschnitt
Mitteilungen wegen der Art des verletzten Strafgesetzes

44
Betriebsunfille
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5 und 8 Buchstabe a, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG

In Strafsachen, in denen Zuwiderhandlungen gegen Unfallverhlitungsvorschriften bekannt werden, sind der fiir die
Aufsicht zustédndigen Stelle mitzuteilen

1. die Einleitung des Verfahrens,
2. die Erhebung der 6ffentlichen Klage,
3. der Ausgang des Verfahrens.

45
Fahrerlaubnissachen
§ 13 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2, § 17 Nr. 1, 3 EGGVG

(1) In Strafsachen, in denen die Entziehung der Fahrerlaubnis (§§ 69, 69a Abs. 1 Satz 1 und 2 StGB) oder nur eine
Sperre nach § 69a Abs. 1 Satz 3 StGB in Betracht kommt, sind der nach § 73 Abs. 1 bis 3 FeV zustandigen
Verwaltungsbehdrde mitzuteilen

1. die Beschlisse nach § 111a StPO,

2. der Ausgang des Verfahrens, in den Fallen des § 69a Abs. 1 Satz 3, Abs. 5 und 6 StGB unter Angabe des
Zeitpunktes, in dem die Sperre ablauft,

3. die rechtskréaftigen Beschliisse nach § 69a Abs. 7 StGB.

(2) Sonstige Tatsachen, die in einem Strafverfahren — gleichgdiltig, gegen wen es sich richtet — bekannt werden,
sind der nach § 73 Abs. 1 bis 3 FeV zustéandigen Verwaltungsbehdrde mitzuteilen, wenn ihre Kenntnis fir die
Beurteilung erforderlich ist, ob die Inhaberin oder der Inhaber einer Fahrerlaubnis zum Flhren von Fahrzeugen
ungeeignetist. Dabei ist zu berlicksichtigen, wie gesichert die zu Gbermittelnden Erkenntnisse sind. Die Mitteilung
ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.

(3) Der fiir die Wohnung der oder des Beschuldigten zustandigen Polizeidienststelle sind die Beschliisse nach
§ 111a StPO und, sofern sie die Ermittlungen nicht selbst geflihrt hat und daher schon nach Nummer 11
unterrichtet wird, die Entscheidungen nach §§ 44, 69 und 69a StGB mitzuteilen.

(4) Ist die oder der Betroffene Inhaberin oder Inhaber einer Fahrerlaubnis, die von einer Dienststelle der
Bundeswehr, der Bundes- oder Landespolizei erteilt worden ist, sind auch dieser Stelle die in den Absatzen 1 und
2 vorgesehenen Mitteilungen zu machen.

(5) In der Mitteilung sind die Fahrerlaubnis, insbesondere durch Nennung der Listennummer bzw. der Nummer des
Fihrerscheins, und die Person der oder des Betroffenen durch Nennung von Name, Geburtsname, Vorname,
Geburtsdatum und Wohnort néher zu bezeichnen.
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(6) In Strafsachen, in denen eine auslandische Fahrerlaubnis entzogen wird, die von einer Behérde eines
Mitgliedstaates der Européischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens tiber

den Européischen Wirtschaftsraum erteilt worden ist, und deren Inhaberin oder Inhaber ihren oder seinen
ordentlichen Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland hat, sind mitzuteilen

1. die rechtskréaftige Entscheidung,
2. der Zeitpunkt des Beginns und des Ablaufs der Sperrfrist.
Der Mitteilung nach Satz 1 ist der Flihrerschein beizufiigen (§ 56 Abs. 2 Satz 1 StVollstrO). Die Mitteilung ist an das
Kraftfahrt-Bundesamt
24932 Flensburg

zu richten.

46
Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Arbeitskraft und der Gesundheit der
Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe b, Abs. 2 EGGVG

(1) In Strafsachen wegen Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Arbeitskraft und zum Schutz der
Gesundheit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sind mitzuteilen

1. die Erhebung der 6ffentlichen Klage,

2. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach Ziffer 1 zu machen war.

(2) Vorschriften zum Schutz der Arbeitskraft und der Gesundheit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sind
namentlich enthalten in

dem Arbeitsschutzgesetz,
dem Arbeitszeitgesetz,
dem Atomgesetz,

dem Bundesberggesetz,
dem Chemikaliengesetz,
dem Fahrpersonalgesetz,
dem Gentechnikgesetz,

© N o ok 0w b=

dem Produktsicherheitsgesetz,

©

dem Gesetz Uiber Betriebsérzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkréfte fir Arbeitssicherheit,
10. dem Medizinproduktegesetz,

11. dem Gesetz Uber den Ladenschluss oder den Gesetzen Uber die Ladenéffnungszeiten,

12. dem Titel VIl der Gewerbeordnung,

13. dem Heimarbeitsgesetz,

14. dem Jugendarbeitsschutzgesetz,

15. dem Mutterschutzgesetz,

16. dem Seearbeitsgesetz,

17. dem Sprengstoffgesetz.

Arbeitsschutzrechtliche Vorschriften finden sich auch in Rechtsverordnungen, namentlich der
Baustellenverordnung, der Betriebssicherheitsverordnung, der Biostoffverordnung, der Strahlenschutzverordnung,
der Rdntgenverordnung und der Gefahrstoffverordnung.

(3) Die Mitteilungen sind an die jeweils zustandige Aufsichtsbehdrde zu richten.

47
Straftaten nach dem Gesetz zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung und
dem Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz R
§ 6 SchwarzArbG, § 405 Abs. 6 SGB Ill, § 18 Abs. 3 und 4 AUG

(1) In Strafsachen, die Straftaten nach den §§ 10 und 11 SchwarzArbG und §§ 15 und 15a AUG zum Gegenstand
haben, sind zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten mitzuteilen

1. die Einleitung des Verfahrens unter Angabe der Personendaten der oder des Beschuldigten, des
Straftatbestandes, der Tatzeit und des Tatortes,

2. die das Verfahren abschlieBende Entscheidung; ist mit der Entscheidung ein Rechtsmittel verworfen
worden oder wird darin auf die angefochtene Entscheidung Bezug genommen, ist auch diese zu
Ubermitteln.

(2) Mitzuteilen sind ferner Erkenntnisse, die aus der Sicht der ibermittelnden Stelle zur Verfolgung von
Ordnungswidrigkeiten nach § 404 Abs. 1 oder 2 Nr. 1, 3,5 bis 9 und 11 bis 13 SGB Illund § 16 Abs. 1 Nr. 1 bis 2
AUG erforderlich sind. Eine Mitteilung unterbleibt in diesen Fallen, wenn erkennbar ist, dass schutzwiirdige
Interessen der Betroffenen oder anderer Verfahrensbeteiligter an dem Ausschluss der Ubermittlung iberwiegen.
Dabei ist zu berlicksichtigen, wie gesichert die zu Ubermittelnden Erkenntnisse sind.

(3) Die Mitteilungen sind an die értlich zustdndige Behdrde der Zollverwaltung und an die Regionaldirektion der
Bundesagentur fir Arbeit zu richten.

48
Mitteilungen zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung
§ 6 Abs. 1 Satz 2, § 13 Abs. 3i.V.m. § 1 Abs. 2 und § 8 SchwarzArbG

(1) Erkenntnisse, die aus der Sicht der GbermitteInden Stelle zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 8
SchwarzArbG erforderlich sind, sind mitzuteilen. Eine Mitteilung unterbleibt, wenn erkennbar ist, dass
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schutzw(irdige Interessen der oder des Betroffenen oder anderer Verfahrensbeteiligter an dem Ausschluss der
Ubermittlung berwiegen. Dabei ist zu berlicksichtigen, wie gesichert die zu Ubermittelnden Erkenntnisse sind.

(2) Die Mitteilungen in den Fallen des § 8 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a bis cund § 8 Abs. 1 Nr. 2 SchwarzArbG, soweit
ein Zusammenhang mit der Ordnungswidrigkeit nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a bis ¢ SchwarzArbG besteht, sind
an die ortlich zustédndige Behérde der Zollverwaltung und den zusténdigen Leistungstrager fiir seinen
Geschaftsbereich, in den Féllen des § 8 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d und e und § 8 Abs. 1 Nr. 2 SchwarzArbG, soweit
ein Zusammenhang mit der Ordnungswidrigkeit nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d und e SchwarzArbG besteht, an
die nach Landesrecht fiir die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem SchwarzArbG
zustédndigen Behdrden zu richten. In den Féllen des § 8 Abs. 2 SchwarzArbG sind sie an die Behérden der
Zollverwaltung zu richten.

(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.

49
Strafsachen wegen VerstoBes gegen das AuBenwirtschaftsgesetz oder das Gesetz liber die Kontrolle
von Kriegswaffen
§ 45b AWG

(1) In Strafsachen wegen VerstoBes gegen das AuBenwirtschaftsgesetz oder das Gesetz tiber die Kontrolle von
Kriegswaffen sind mitzuteilen

1. die Einleitung des Verfahrens,
2. die Erhebung der 6ffentlichen Klage,
3. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 oder 2 zu machen war.

Dies gilt nicht bei Versté Ben gegen das AuBenwirtschaftsgesetz, die unter dem Blickwinkel der Ausfuhrkontrolle
und der AuBenpolitik offensichtlich unbedeutend sind, und bei VerstdBen gegen das Gesetz Uiber die Kontrolle von
Kriegswaffen, die sich nicht auf Ausfuhren, Durchfuhren oder Auslandsgeschéfte beziehen.

(2) Die Mitteilungen sind Uber die Landesjustizverwaltung an das

Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz
10117 Berlin

zu richten.

(3) Ist die mitteilungspflichtige Stelle der Ansicht, dass wegen der besonderen Umstande des Einzelfalles der
Untersuchungszweck des Strafverfahrens gefahrdet werden kann, wenn der Empfénger der Mitteilung die darin
enthaltenen personenbezogenen Daten an andere 6ffentliche Stellen als Oberste Bundesbehdrden
weiterlbermittelt, sind diese Umsténde bei der Mitteilung aufzuflihren.

(4) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.

50
Betaubungsmittelsachen
§ 27 Abs. 3 und 4 BtMG

(1) In Strafsachen nach dem Betdubungsmittelgesetz sind mitzuteilen:

1. der fiir die Uberwachung nach § 19 Abs. 1 Satz 3 BtMG zustandigen Landesbehérde die rechtskraftige
Entscheidung mit Begriindung, wenn
a) auf eine Strafe oder eine MaBregel der Besserung und Sicherung erkannt oder der bzw. die
Angeklagte wegen Schuldunféhigkeit freigesprochen worden ist und
b) die Entscheidung Informationen zum Betiubungsmittelverkehr bei Arztinnen und Arzten,
Zahndrztinnen und Zahnarzten, Tierdrztinnen und Tierarzten oder in Apotheken, tierérztlichen
Hausapotheken, Krankenh&usern und Tierkliniken enthalt,
2. dem
Bundesinstitut fiir Arzneimittel
und Medizinprodukte
Kurt-Georg-Kiesinger-Allee 3
53175 Bonn

in Verfahren gegen Arztinnen und Arzte, Zahnarztinnen und Zahnarzte, Tierarztinnen und Tierarzte

a) die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift,
b) der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und
c) die das Verfahren abschlieBende Entscheidung mit Begriindung; ist mit dieser Entscheidung ein

Rechtsmittel verworfen worden oder wird darin auf die angefochtene Entscheidung Bezug
genommen, ist auch diese zu Gbermitteln.
(2) In gegen Arztinnen und Arzte, Zahnarztinnen und Zahnarzte, Tierarztinnen und Tierdrzte, Apothekerinnen und
Apotheker gerichteten sonstigen Strafsachen ist der fiir die Uberwachung nach § 19 Abs. 1 Satz 3 BtMG
zustandigen Landesbehérde die abschlieBende Entscheidung mit Begriindung mitzuteilen, wenn

1. ein Zusammenhang der Straftat mit dem Betaubungsmittelverkehr im Sinne von Absatz 1 Ziff. 1
Buchstabe b besteht und
2. die Kenntnis der Entscheidung aus der Sicht der tibermitteinden Stelle fiir dessen Uberwachung

erforderlich ist.
Absatz 1 Ziff. 2 Buchstabe c zweiter Halbsatz gilt entsprechend.

51
Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Umwelt
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 9, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG

(1) In Strafsachen wegen Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Umwelt sind mitzuteilen

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 01.01.2016 Seite 23 von 25


https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/710/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/710/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/72/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/944/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/72/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/944/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/110/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/110/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/110/redirect

VwV MiStra

1. die Einleitung des Verfahrens,
2. der Ausgang des Verfahrens,

wenn dies zur Abwehr erheblicher Nachteile fiir Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft
erforderlich ist.

(2) In Verfahren wegen fahrlassig begangener Straftaten und in sonstigen Verfahren bei Verurteilung zu einer
anderen MaBnahme als einer Strafe oder einer MaBnahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB unterbleibt die
Mitteilung, wenn nicht besondere Umstande des Einzelfalles sie erfordern.

(3) Vorschriften zum Schutz der Umweltim Sinne des Absatzes 1 sind namentlich Bestimmungen aus folgenden
Sachgebieten

Abfall- und Abwasserentsorgung,
Gewasserschutz,

Bodenschutz,

Larmbekampfung,

Luftreinhaltung,

Naturschutz und Landschaftspflege,
Pflanzenschutz,

© N R 0=

Schutz der Wasserversorgung,
Strahlenschutz,

10. Tierschutz und Tierseuchenschutz,
11. Gentechnik,

12. Chemikaliensicherheit.

(4) Die Mitteilung nach Absatz 1 Ziff. 1 und Absatz 2 ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder
Staatsanwaélte an.

©

(5) Die Mitteilungen sind an die zusténdige Behérde und bei VerstéBen gegen Bestimmungen zur Verhitung von
Meeresverschmutzungen auch an das

Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie
Postfach 301220
20305 Hamburg

zu richten.

52
Verdachtsfille nach dem Geldwéschegesetz
§ 11 Abs. 8 GwG

(1) In Strafsachen, zu denen eine Meldung nach § 11 Abs. 1 oder § 14 des Geldwéschegesetzes erstattet wurde,
und in sonstigen Strafverfahren wegen einer Tat nach § 261 des Strafgesetzbuches oder in denen wegen des
Verdachts von Handlungen im Sinne des § 1 Abs. 2 Geldwéschegesetz ermittelt wurde, sind mitzuteilen
1. die Erhebung der &ffentlichen Klage,
2. der Ausgang des Verfahrens.
(2) Die Mitteilungen sind an das
Bundeskriminalamt

» Zentralstelle fur Verdachtsmeldungen “
65173 Wiesbaden

zu richten.

53
Mitteilungen wegen VerstoBes gegen den Jugendmedienschutz-Staatsvertrag
§ 17 Nr. 5 EGGVG

(1) Werden in einem Strafverfahren — gleichgdltig gegen wen es sich richtet — Angebote in Telemedien bekannt,
bei denen Anhaltspunkte bestehen, dass sie unzuldssig im Sinne des § 4 Jugendmedienschutz-Staatsvertrag sind,
istden Landesmedienanstalten die Internetadresse mitzuteilen, unter der das Angebot zu finden ist, soweit nicht
eine entsprechende Mitteilung durch eine andere Stelle, z. B. die Polizei, erfolgt ist oder das Angebot vom Anbieter
nicht nur voriibergehend geléscht wurde. Eine Unterrichtung unterbleibt, solange Zwecke des Strafverfahrens
entgegenstehen.

(2) Die Mitteilung ist an die Landesmedienanstalt des Bundeslandes zu richten, in dem sich die mitteilende Stelle
befindet.

(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.
Anlagen

Anhang
Wichtige Mitteilungspflichten, die auBerhalb der Anordnung Uber Mitteilungen in Strafsachen geregelt sind

Sachverzeichnis

Anmerkungen

1 Amtl. Anm.:
BW Behdrde, die die amtliche Ermittlung fihrt (keine besondere Regelung)
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BY  Polizei (Artikel 5 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausfiihrung des Personenstandsgesetzes vom 8. Juli
2008; GVBI. S. 344)

BE Polizeibehérde (§ 1 Abs. 4 der Verordnung zur Ausflihrung des Personenstandsgesetzes im Land
Berlin vom 26. Marz 2013; GVBI. S. 107)

BB  Behdrde, die die amtliche Ermittlung fiihrt (§ 1 Abs. 4 des Brandenburgischen Gesetzes zur
Ausfiihrung des Personenstandsgesetzes vom 9. Oktober 2003; GVBI. 1/03, S. 270, geandert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. April 2009; GVBI. 1/09, S. 66)

HB Behdrde, die die amtliche Ermittlung fiihrt (§ 4 Abs. 3 Bremisches Ausflihrungsgesetz zum
Personenstandsgesetz [BremAGPStG] vom 16. Dezember 2008; Brem.GBI. S. 418)

HH  Gerichte, Staatsanwaltschaften, Behdérde fir Inneres (Ziff. IV der Anordnung zur Durchfiihrung des
Personenstandsgesetzes vom 3. November 2009; Amtl. Anz. S. 2093)

HE Behorde, die die amtliche Ermittlung fiihrt (keine besondere Regelung)

MV Behdrde, die die amtliche Ermittlung fiihrt (§ 1 Absatz 4 des
Landespersonenstandsausfihrungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern [LPStAG M-V] vom 1.
Dezember 2008; GVOBI. M-V S. 461)

NI Staatsanwaltschaft (Nr. 1 des Gem. RdErl. d. MJ u. d. Ml v. 18.12.2008; Nds. MBI. S. 98)

NW  Behorde, die die amtliche Ermittlung fiihrt (§ 3 Absatz 2 der Verordnung zur Durchfiihrung des
Personenstandsgesetzes [PStVO NRW] vom 16. Dezember 2008; GV. NRW. 2008 S. 859)

RP  Polizeibehérde, die die amtlichen Ermittlungen fuhrt (§ 3 Abs. 2 der Landesverordnung zur
Durchflihrung des Personenstandsgesetzes vom 10. Dezember 2008; GVBI. S. 321)

SL  Behdrde, die die amtliche Ermittlung fiihrt (§ 6 Abs. 2 der Saarlédndischen Verordnung zur
Ausfihrung des Personenstandsgesetzes vom 4. Dezember 2008 in der Fassung der
Bekanntmachung vom 8. Mai 2012; Amtsbl. | S. 127)

SN Polizei (§ 4 Abs. 3 des Sachsischen Gesetzes zur Ausflihrung des Personenstandsgesetzes
[Séchs-AGPStG] vom 11. Dezember 2008; SdchsGVBI. 2008, BI.-Nr. 20, S. 938)

ST  Behorde, die die amtliche Ermittlung fihrt (§ 3 Abs. 3 des Gesetzes zur Ausflihrung des
Personenstandsgesetzes im Land Sachsen-Anhalt [PStG-AG LSA] vom 5. Dezember 2008; GVBI.
LSA S. 406)

SH Behorde, die die amtliche Ermittlung flhrt (keine besondere Regelung)

TH  Polizei (§ 3 Abs. 3 des Thiringer Ausfihrungsgesetzes zum Personenstandsgesetz vom 18.
September 2008; GVBI. S. 313)

2 Anmerkung:

In Baden-Wirttemberg, der Freien und Hansestadt Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen sind die Mitteilungen an die oberste Justizbehdrde zu richten.

3 Amtl. Anm.:
SL: Im Anwendungsbereich des saarlandischen Landesrechts sind die §§ 17, 84 des Saarlandischen
Disziplinargesetzes (SDG) zu beachten.

Enthalten in

Verwaltungsvorschrift des S&chsischen Staatsministeriums der Justiz Uber die geltenden
Verwaltungsvorschriften des Staatsministeriums der Justiz

vom 11. Dezember 2017 (SachsABI.SDr. S. S 366)
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	25  Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter von Kredit-, Finanzdienstleistungs-, Zahlungs- und E-Geld-Instituten  § 60a Abs. 1, Abs. 1a KWG, § 34 ZAG
	25a  Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter von Wertpapierdienstleistungsunternehmen und sonstige an Wertpapierdienstleistungsgeschäften beteiligte Personen  § 40a Abs. 1, 2 und 4 WpHG
	25b  Strafsachen gegen Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter von Versicherungsunternehmen oder Pensionsfonds und sonstige daran beteiligte Personen  § 145b Abs. 1, Abs. 1a VAG
	25c  Strafsachen gegen bedeutende Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter von Verwaltungsgesellschaften, extern verwalteten Investmentgesellschaften und Verwahrstellen  § 341 Abs. 1, Abs. 2 KAGB
	26  Strafsachen gegen Angehörige der Heilberufe  § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 4 und 5, Abs. 2 EGGVG
	27  Strafsachen gegen sonstige Angehörige von Lehrberufen und erzieherischen Berufen  § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 EGGVG
	28  Strafsachen gegen Betreiberinnen und Betreiber von sowie Beschäftigte in Alten-, Behinderten- und Pflegeheimen, ambulanten Pflegediensten und Werkstätten für behinderte Menschen und Tagesförderstätten  § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 EGGVG
	29  Sonstige Mitteilungen über Personen, die einer Dienst-, Staats-, Standesaufsicht oder berufsrechtlichen Aufsicht unterliegen  § 17 Nr. 3 und 4 EGGVG, § 115 Abs. 4 BBG, § 49 Abs. 4 BeamtStG, §§ 46, 71 DRiG, § 89 Abs. 1 SG, § 45a Abs. 1 ZDG, § 64a Abs. 2 BNotO, § 36 Abs. 2 auch i.V.m § 207 Abs. 2 Satz 1, § 209 Abs. 1 Satz 3, § 59m Abs. 2 BRAO, § 4 Abs. 1 EuRAG, § 34 Abs. 2 auch i.V.m. § 154b Abs. 2, § 52m Abs. 2 PAO, § 18 Abs. 1 RDG, § 40a Abs. 5 WpHG, §§ 36a Abs. 3 Nr. 2, 84a Abs. 2, 130 Abs. 1 WiPrO, § 10 Abs. 2 StBerG, § 60a Abs. 2 KWG, § 34 Satz 2 ZAG, § 341 Abs. 3 KAGB, § 145b Abs. 2 VAG
	3. Abschnitt  Sonstige Mitteilungen wegen der persönlichen Verhältnisse der Betroffenen
	30  Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Titeln, Orden und Ehrenzeichen  § 4 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über Titel, Orden und Ehrenzeichen
	31  Mitteilungen an das Betreuungsgericht und an das Familiengericht  § 22a FamFG, § 70 Satz 1 JGG
	32  Mitteilungen an die Jugendgerichtshilfe in Strafsachen gegen Jugendliche und Heranwachsende  §§ 38, 50, 70 Satz 1, §§ 72a, 107, 109 Abs. 1 JGG
	33  Mitteilungen an die Schule in Strafsachen gegen Jugendliche und Heranwachsende  § 70 Satz 1, § 109 Abs. 1 JGG
	34  Mitteilungen an andere Prozessbeteiligte in Strafsachen gegen Jugendliche  §§ 67, 43 Abs. 1 JGG, Artikel 104 Abs. 4 GG
	35  Mitteilungen zum Schutz von Minderjährigen  § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, § 17 Nr. 5 EGGVG
	36  Mitteilungen über Inhaberinnen und Inhaber einer waffenrechtlichen oder sprengstoffrechtlichen Berechtigung sowie über sonstige nach dem WaffG oder SprengG berechtigte Personen  § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, 7 Buchstabe b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG
	36a  Sonstige Mitteilungen aus waffenrechtlichen oder sprengstoffrechtlichen Gründen  § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG
	37  Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Jagdscheinen und gegen Personen, die einen Antrag auf Erteilung eines Jagdscheines gestellt haben  § 13 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG
	38  Mitteilungen über Inhaberinnen und Inhaber einer luftrechtlichen Erlaubnis oder Genehmigung sowie über sonstige nach dem Luftverkehrsgesetz berechtigte Personen  § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, 7 Buchstabe b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG
	39  Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Berechtigungen und gegen Gewerbetreibende  § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, 7 Buchstabe b, Abs. 2 EGGVG
	40  Strafsachen gegen mit Atomanlagen und Kernbrennstoffen oder sonstigen radioaktiven Stoffen verantwortlich befasste Personen  § 13 Abs.1 Nr. 5, Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 7 Buchst. b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG
	41  Strafsachen gegen Angehörige ausländischer Konsulate  Artikel 42 Wiener Übereinkommen über konsularische Beziehungen (BGBl. 1969 II S. 1585), § 16 EGGVG
	42  Mitteilungen über Ausländerinnen und Ausländer  § 87 Abs. 2, 4, § 88 Abs. 2, 3 AufenthG, auch i.V.m. § 11 Abs. 1 FreizügG/EU, § 74, auch i.V.m. § 79 AufenthV
	43  Strafsachen gegen Gefangene und Untergebrachte  § 479 Abs. 2 Nr. 1 und 2 StPO
	4. Abschnitt  Mitteilungen wegen der Art des verletzten Strafgesetzes
	44  Betriebsunfälle  § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5 und 8 Buchstabe a, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG
	45  Fahrerlaubnissachen  § 13 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2, § 17 Nr. 1, 3 EGGVG
	46  Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Arbeitskraft und der Gesundheit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer  § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe b, Abs. 2 EGGVG
	47  Straftaten nach dem Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung und dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz  § 6 SchwarzArbG, § 405 Abs. 6 SGB III, § 18 Abs. 3 und 4 AÜG
	48  Mitteilungen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung  § 6 Abs. 1 Satz 2, § 13 Abs. 3 i.V.m. § 1 Abs. 2 und § 8 SchwarzArbG
	49  Strafsachen wegen Verstoßes gegen das Außenwirtschaftsgesetz oder das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen  § 45b AWG
	50  Betäubungsmittelsachen  § 27 Abs. 3 und 4 BtMG
	51  Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Umwelt  § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 9, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG
	52  Verdachtsfälle nach dem Geldwäschegesetz  § 11 Abs. 8 GwG
	53  Mitteilungen wegen Verstoßes gegen den Jugendmedienschutz-Staatsvertrag  § 17 Nr. 5 EGGVG
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